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„Ein Angriff auf einen öffentlich Bediensteten 
ist ein Angriff auf den Staat“

Null-Toleranz-Erklärungen gegen Gewalt, Sonder-
dezernate bei den Staatsanwaltschaften und besse-
re Schutzausrüstungen – es wird einiges getan für 
den Schutz öffentlich Beschäftigter. Dennoch bleibt 
die Zahl der Angriffe auf hohem Niveau. Beleidigung 
sei dabei oft nur die „Einstiegsdroge“ in die Gewalt-
kriminalität, sagt NRW-Justizminister Limbach bei 
der Sicherheitskonferenz der dbb jugend nrw.

NRW-Justizminister Dr. Benjamin Limbach kam 

unter den Eindrücken der Terror-Attentate von So-

lingen. „Die Angriffe haben sich gegen unschuldige 

Bürgerinnen und Bürger gerichtet und nicht nur 

Solingen in einen Schockzustand versetzt. Sie zei-

gen aber auch, wie wichtig der Öffentliche Dienst 

ist und wie gut er funktioniert“, mit diesen Worten 

eröffnete Limbach die 10. Sicherheitskonferenz der 

dbb jugend nrw, zu der er als Keynote-Speaker ge-

kommen war.

Rettungskräfte seien schnell vor Ort gewesen und 

die Polizei habe den Tatort sofort geräumt, ohne 

eine Panik auszulösen. Das zeige, welch starken Öf-

fentlichen Dienst, aber auch welche Bedrohungsla-

ge wir hätten, formuliert der Justizminister.

Grundsätzlich sei zu beobachten, dass die Mitnah-

me von Messern wieder zunehme. Das habe auch 

starke Auswirkungen auf viele Beschäftigte im Öf-

fentlichen Dienst. Kein Tag vergehe, ohne dass die 

Medien von neuen Übergriffen auf Polizistinnen 

und Polizisten, Rettungskräfte, Außendienstmitar-

beitenden der Finanzverwaltungen oder auch der 

Bahn- und Busbetriebe zu entnehmen seien, führt 

Susanne Aumann, Vorsitzende der dbb jugend nrw 

zu Beginn der Sicherheitskonferenz aus.

Aus verschiedensten Beschäftigungsbereichen des 

Öffentlichen Dienstes waren junge Beschäftigte 

aus ganz NRW zur 10. Auflage der Konferenz im 

August 2024 angereist. Auch sie berichteten über 

eine immer weiter abnehmende Hemmschwel-

le zur Gewalt. „Nicht ohne Grund haben wir bei-

spielsweise die Gerichtsvollzieher mit stichsiche-

ren Westen ausgerüstet“, erläutert Limbach als 

eine Maßnahme, um den Schutz Beschäftigter im 

Öffentlichen Dienst zu erhöhen. 

NRW-Justizminister Benjamin Limbach sichert eine konsequente Straf-
verfolgung nach Übergriffen auf öffentlich Beschäftigte zu.

Aumann: „Sieben von zehn Angriffen 
werden nicht mal angezeigt“

Als eine solche Maßnahme sehen die dbb jugend 

nrw wie auch der NRW-Justizminister eine zeitna-

he strafrechtliche Verfolgung nach Übergriffen auf 

Beschäftigte des Öffentlichen Dienstes. Zu diesem 

Zweck, erläutert Limbach, seien unter anderem 15 

von 19 Staatsanwaltschaften in NRW mit entspre-
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chenden Sonderdezernaten ausgestattet. In zwei 

weiteren Staatsanwaltschaften nehmen solche 

Dezernate in Kürze ihre Arbeit auf.

Ergänzend dazu habe es einen Erlass gegeben, der 

die konsequente Strafverfolgung zum Ziel habe. 

Ein entsprechender Erlass bezwecke, dass ange-

zeigte Fälle nach Möglichkeit nicht wegen Gering-

fügigkeit eingestellt werden, sondern möglichst in 

jeder dieser Straftaten ermittelt werde.

Dazu jedoch sei es notwendig, dass jeder Angriff 

auch zur Anzeige gebracht werde, sagt Aumann. 

Derzeit ist das nicht der Fall. 7 von 10 Angriffen 

würden gar nicht angezeigt. Unter anderem liege 

das an mangelnder Unterstützung durch Dienst-

herrn und Arbeitgeber, fasst die Vorsitzende des 

gewerkschaftlichen Jugenddachverbandes zusam-

men.

Limbach: „Beleidigung ist Einstiegsdroge 
in Gewaltkriminalität“

Hier sieht auch Limbach die Dienstherren in der 

Pflicht, Anzeige für die Beschäftigten zu erstatten. 

Das nehme oftmals den Druck von den Opfern. 

Wenn auch die Belastung durch Übergriffe für ein-

zelne Beschäftigte unterschiedlich hoch sei, gehe 

es um Delikte von Nötigung über Beleidigung bis 

hin zu körperlichen Angriffen. „Beleidigung ist hier 

oft die Einstiegsdroge in die Gewaltkriminalität“, 

sagt Limbach.

„Angegriffen werde genau genommen immer nur 

ein Mensch, den es stellvertretend für alle getrof-

fen hat“, sagt Limbach. Angegriffen sei in letzter 

Dimension zudem der Staat. „Wir werden als Ge-

sellschaft angegriffen“, fasst der Justizminister zu-

sammen.

In einer überindividualisierten Gesellschaft rü-

cke oftmals der Blick von der Gemeinschaft nach 

hinten. Man erlebe zunehmenden Egoismus, ge-

steigerte Anspruchshaltung und die Abkoppelung 

einzelner vom Staat, sagt Limbach. Es sei darum 

eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, aufeinan-

der aufzupassen und im eigenen Umfeld einzelne 

von Übergriffen und Streit abzuhalten.

#sicherimDienst sorgt für 
Vernetzung in Sachen Schutz

Letztlich sei ein Bündel an Maßnahmen aus Prä-

vention, Vernetzung, Anzeige und Nachverfolgung 

zielführend, sind sich Aumann und Limbach einig. 

Eine besondere Bedeutung komme der von der Lan-

desregierung initiierten Initiative #sicherimDienst 

zu, die Schutzmaßnahmen landesweit bündelt, be-

reichsübergreifende Projekte langfristig fördern 

will und durch Forschung begleitet. Die dbb jugend 

nrw setzt sich darum nicht nur seit acht Jahren 

mit ihrer Kampagne „Gefahrenzone Öffentlicher 

Dienst“ für eine Verbesserung ein, sondern ist auch 

seit dem Start von #sicherimDienst im Jahr 2021 in 

deren Koordinierungsgruppe aktiv.
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Fachtagung in Bensberg: Blick über Berufsgruppen hinweg nötig 

Es waren über 100 Betroffene, Führungskräfte, Wis-
senschaftler und Personalvertretungen, aber auch 
Verantwortliche aus der Politik, die sich Anfang 
2024 zu einer dreitägigen Fachtagung nach Bens-
berg auf den Weg gemacht hatten. Ihr Ziel: sich 
fachlichen Input einzuholen und in Workshops und 
Diskussionen Ideen dazu zu entwickeln, wie sich 
das Problem der zunehmenden Übergriffe auf Be-
schäftigte im Öffentlichen Dienst reduzieren lässt. 
Auch Betroffene berichteten über ihre persönlichen 
Erfahrungen mit Anfeindungen und Übergriffen.

„Ich bin fest davon überzeugt, dass wir nur durch 

vernetztes Arbeiten und den Blick über Berufs-

gruppen und Behördengrenzen hinweg etwas er-

reichen können“, sagt Susanne Aumann, die für 

die dbb jugend nrw vor Ort über Erfahrungen aus 

der Kampagne „Gefahrenzone Öffentlicher Dienst“ 

berichtete und die Forderungen des gewerkschaft-

lichen Jugenddachverbandes vorstellte. Dazu zäh-

len unter anderem ganzheitliche und verbindliche 

Sicherheitskonzepte.

Schritt für Schritt nach vorn

„Lassen Sie uns kleine Schritte machen! Wenn 

schon jeder einzelne von Ihnen nach Hause geht 

und eine einzige Idee umsetzt, die er auf der Ta-

gung mitgenommen hat, dann haben wir viel er-

reicht“, sagte Innenminister Reul zum Thema Ge-

waltschutz in Bensberg.

Genau das hat sich das Präventionsnetzwerk #si-

cherimDienst, das gemeinsam mit der Thomas Mo-

rus-Akademie und der Behörden Spiegel-Stiftung 

zu der Fachtagung eingeladen hatte, auf die Fahne 

geschrieben: Nicht immer wieder das Rad neu er-

finden, sondern von Erfahrungen und guten Ansät-

zen anderer profitieren und diese weitergeben.

Nach dieser Idee kamen bei der Tagung Betroffene 

zu Wort und erzählten von eigenen Erfahrungen 

durch Bedrohungen bei der Arbeit wie beispielwei-

se bei der Polizei, im Gesundheitswesen oder in der 

Bürgermeister-Funktion. Wie haben sie jeweils die 

Bedrohung erlebt? Welche Unterstützung stand im 

Nachgang zur Verfügung?

Großer Austausch in Bensberg: Neben Susanne Aumann trafen sich ca. 
100 Vertreter/innen des Netzwerks #sicherimDienst mit Innenminister Reul. 

Meldesystem und Blaue Briefe zeigen Wirkung

„Viele Behörden, Organisationen und Vereine ha-

ben inzwischen das Thema ‚Mehr Respekt und Tole-

ranz‘ auf ihre Fahnen geschrieben und engagieren 

sich dafür“, berichtet Aumann nach der Fachta-

gung. Das bringe im positiven Sinne Bewegung in 

die Gesellschaft, in Wertevorstellungen und ver-

mittle wie wichtig es ist, nicht nur innerhalb eige-

ner persönlicher Interessen zu handeln.
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Best-Practice-Beispiele bekamen die Tagungsteil-

nehmenden unter anderem aus Köln. Dort hat man 

vor einigen Jahren damit begonnen, ein Zentrales 

Melde- und Auskunftssystem (ZeMAG) zu etablieren. 

In dem besonders für gefährdete Bereiche mit Bür-

gerkontakt sichtbar gemacht wird, mit welchen 

konkreten Personen es in der Vergangenheit bereits 

Zusammenstöße gegeben hat. Das versetzt Mit-

arbeitende in die Lage, entsprechend Vorsorge zu 

treffen und im Vorfeld Gefahrenpotenziale auszu-

machen.

Als erfolgreiches Modell wurde auch das Prinzip der 

„Blauen Briefe“ vorgestellt – eine Idee, die in Wup-

pertal geboren und erprobt wurde. „Kern dieses 

Verfahrens ist es, Bürger, die beim Besuch der Ver-

waltung durch unangemessenes Verhalten auffal-

len, mit blauen Briefen zu verwarnen“, erklärt Nicole 

Schorn, stellvertretende Vorsitzende der dbb jugend 

nrw und selbst Beschäftigte der Stadt Wuppertal. In-

zwischen haben verschiedene Städte diese Idee be-

reits übernommen.

Sicherheitskonzepte müssen gelebt werden

Die Praxis im Blick hatte Aumann auch bei ihrem 

Workshop, in dem es um die Bestandteile von pass-

genauen Sicherheitskonzepten gehen sollte, die 

sich am Präventionsleitfaden des Präventionsnetz-

werkes #sicherimDienst orientierten. „Schon klei-

nen Schritte für mehr Schutz und Sicherheit hel-

fen und erzielen Wirkung. Wichtiger ist aber, dass 

Sicherheitskonzepte Teil der Organisationskultur 

werden und vor allem von Führungskräften gelebt 

werden“, betont Aumann.

Inwieweit entsprechende Ansätze wirken kön-

nen, was die Ursachen für Respektlosigkeit und 

Gewalt gegen Beschäftigte sind und welche Ent-

wicklungen zu sehen sind, darüber berichteten 

Wissenschaftler wie Gewaltforscher Andreas Zick. 

Er zeigte eindrücklich, wie Vertrauensverluste in 

Institutionen und Politik sich auf neue, aggressiv 

untermalte politische Einstellungen auswirken. 

„Das Vertrauen in den Staat, also Politik und Ver-

waltung, ist auf einem Tiefpunkt.“ Ein Teil der Mitte 

der Gesellschaft distanziere sich von der Demo-

kratie, sagt Zick. „In Zeiten multipler Krisen bringt 

das nicht nur Staatsbedienstete in Gefahr, sondern 

auch die Demokratie“, mahnt Aumann.

Es braucht kontinuierliches Engegament 
für eine wehrhafte Demokratie

Möglichkeiten, um diesen Entwicklungen entge-

genzuwirken, sehen die Experten auch in Initiati-

ven aus der Zivilgesellschaft, die sich die Stärkung 

der Demokratie und den Einsatz für Respekt und 

Toleranz in unserer Gesellschaft zum Ziel gesetzt 

haben. Ein Beispiel für solches Engagement ist die 

auch von Reul gelobte Initiative „Der Mensch da-

hinter“.

Respekt und Toleranz zu schaffen, eine wehrhafte 

Demokratie zu bewahren und an einem sicheren 

Arbeitsplatz zu arbeiten sei nicht im Sprint zu er-

reichen, hielten Gewaltforscher Andreas Zick und 

Militärdekan Uwe Rieske in der Abschlussrun-

de mit Aumann fest. Dennoch müsse es in einer 

schnelllebigen Zeit wie der heutigen im Dauer-

lauf voran gehen. Man brauche Konzepte für si-

chere Arbeitsplätze, die immer wieder überprüft 

und angepasst werden. Aumann resümiert: „Uns 

ist klar, dass es keine 100-prozentige Sicherheit 

gibt. Aber die Arbeitgeber müssen in der Vorsorge 

das Bestmögliche tun, um ihre Beschäftigten zu 

schützen.“
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Gewalttagung in Wien: dbb jugend nrw 
zeigt deutsche Perspektive auf 

Im Dienst gewalttätig angegangen zu werden  – 
weil der Zug Verspätung hat, ein Antrag nicht 
bewillig werden kann oder weil jemand schlicht 
und ergreifend seinen Job macht: Diese Erfahrung 
machen hierzulande nach wie vor viel zu viele Be-
schäftigte. Die Gewalt hat dabei verschiedene Ge-
sichter – und macht auch an Ländergrenzen nicht 
Halt. Dies war Thema einer internationalen Tagung 
der Gewerkschaft vida in Wien Anfang 2023. Die 
dbb jugend nrw war Teil davon.

Seit rund zehn Jahren setzt sich die dbb jugend nrw 

schon ein für mehr Schutz und Sicherheit von Beschäf-

tigten im Öffentlichen Dienst – mit Symposien, Forde-

rungspapieren, ihrer jährlichen Sicherheitskonferenz 

und dem Launch ihrer national und international 

preisgekrönten Kampagne „Gefahrenzone Öffentli-

cher Dienst“ auf www.angegriffen.info im April 2016.

Länderübergreifend gemeinsam gegen Gewalt

In Österreich weiß die dbb jugend nrw dabei einen 

Partner an ihrer Seite, der das Thema ebenfalls sehr 

erfolgreich bearbeitet und mit dem die dbb jugend 

nrw schon mehrfach zusammengearbeitet hat: die 

österreichische Verkehrs- und Dienstleistungsge-

werkschaft vida. Mit ihrer Initiative „Tatort Arbeits-

platz. Gib der Gewalt im Job keine Chance!“ ist die 

vida in der Alpenrepublik seit vielen Jahren ebenfalls 

Vorreiter beim Thema Gewalt gegen Beschäftigte.

Zum wiederholten Mal führte die österreichische Ge-

werkschaft nun eine internationale Gewalttagung 

durch. Rund 200 Teilnehmer/innen besuchten am 

29. März 2023 eine Veranstaltung in Wien mit dem 

Titel: „Bedroht, beschimpft, geschlagen! Gewaltprä-

vention am Arbeitsplatz – wichtiger denn je!“. Dort 

wurde Bewusstsein für die Problematik geschaffen, 

es wurden Themen- und Problemfelder angespro-

chen, aber auch konkrete Informations- und Service-

leistungen aufgezeigt. Zu Wort kamen Betroffene, 

Betriebsräte, Führungskräfte sowie Experten und Ex-

pertinnen – unter ihnen auch Nicole Schorn, die für 

die dbb jugend nrw an der Veranstaltung teilnahm.

Bei der Gewalttagung in Wien berichtet Nicole Schorn für die dbb jugend 
nrw über die Situation in Deutschland.

Blick über den Tellerrand

Im Panel 2 – „Schauen wir über den Tellerrand“ – 

schilderte die stellvertretende Vorsitzende des ge-

werkschaftlichen Jugendverbandes die Situation 

wie sie sich in Deutschland darstellt, berichtete von 

Verbesserungen, die die dbb jugend nrw bereits mit 

anstoßen konnte, und auch über das, was aus Sicht 

der Gewerkschaftsjugend unbedingt noch zu tun 

ist. Denn eins ist auch für Schorn völlig klar: „Egal, ob 

gewerkschafts- oder länderübergreifend gearbeitet 

wird – wichtig ist: Wir alle sind in der Sache vereint!“
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#sicherimDienst will praxisnahe Hilfe in Sachen Sicherheit liefern

Schlagkräftige Verstärkung hat die dbb jugend 
nrw seit einem Jahr bei ihrem Einsatz gegen 
Gewalt: Auch die von NRW-Innenminister Her-
bert Reul ins Leben gerufene Landesinitiative  
#sicherimDienst macht sich stark für mehr Schutz 
und Sicherheit der Beschäftigten im Öffentlichen 
Dienst. Deren Aufgabe: der Aufbau eines Präven-
tionsnetzwerks, in dem auf Grundlage aktueller 
Forschungsergebnisse und Handlungsempfehlun-
gen der praktische Austausch groß geschrieben 
werden soll.

Als NRW-Innenminister Herbert Reul die Landesin-

itiative #sicherimDienst ins Leben rief, waren auch 

Susanne Aumann, Vorsitzende der dbb jugend nrw 

und ihre Stellvertreterin Nicole Schorn gleich mit 

dabei. die Vorsitzende der dbb jugend nrw Susan-

ne Aumann und ihre Stellvertreterin Nicole Schorn. 

Beide arbeiten inzwischen in der rund 25-köpfigen 

Koordinierungsgruppe mit. „Wir sehen eine perfek-

te Ergänzung in der Arbeit, die durch die Initiative 

geleistet wird. Denn die dbb jugend nrw hat durch 

ihre Kampagnenarbeit ‚Gefahrenzone Öffentlicher 

Dienst‘ eine große Interaktionsplattform und viel 

Aufmerksamkeit geschaffen. Dort gewonnenes 

Wissen und konkrete Vorschläge zur weiteren Ver-

besserung für die Beschäftigten können wir durch 

#sicherimDienst noch breiter streuen“, betont Au-

mann.

Nach dem Ausbau des Netzwerkes, der mit dem 

Beitritt des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 

begann und sich unter anderem durch die Beitritte 

der Gewerkschaften und kommunalen Spitzenver-

bände ergänzte, nimmt nun – nicht einmal ein Jahr 

nach dem Startschuss – die praktische Vernetzung 

der Arbeit zunehmend mehr Raum ein.

Im Fokus des von Innenminister Reul gegründeten Netzwerks  
#sicherimDienst geht es um praktische Hilfen gegen Gewaltübergriffe.

Pläne für die Zukunft

„Durch den praxisnahen Austausch können alle an-

gemeldeten Netzwerker voneinander lernen“, sagt 

Aumann. Diese Option soll in Zukunft ausgeweitet 

werden. Dann nämlich soll es auch persönliche 

Netzwerktreffen geben. Derzeit informieren sich 

die Mitglieder des Netzwerks über die Plattform 

„nrw-connect“, über Social Media, E-Mails und 

Newsletter. Außerdem gibt es mit „die SICHERE 

STUNDE“ regelmäßige Online-Veranstaltungen für 

verschiedene Zielgruppen.

„Wir sind als gewerkschaftlicher Dachverband sehr 

froh, über die Landesinitiative die Chance zu ha-

ben, Entwicklungen wie auch unsere Forderungen 

zur Erhöhung der Sicherheit direkt an der Spitze im 

Innenministerium und in der Landespolitik platzie-

ren zu können“, sagt Aumann. Auf diesem Wege 

will die dbb jugend nrw auch viele konkrete Maß-

nahmen auf den Weg bringen.
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Aktionsbündnis „Gemeinsam gegen Gewalt“: 
Neues Meldesystem für Einsatzkräfte 

Feuerwehr und Rettungsdienste – Menschen, die 
dort im Einsatz sind, schützen das Leben anderer. 
Viele von ihnen werden allerdings selbst zu Opfern. 
Bei ihren Einsätzen werden sie verbal und körper-
lich angegriffen. Das neue Meldesystem IMEG soll 
die Situation nun verbessern. Was es kann und wo 
es als Pilot gestartet ist.

Beschimpfungen, weil sie zu lange bis zum Einsatz-

ort gebraucht haben oder Androhung von Prügel, 

weil sie im Noteinsatz um Menschenleben Ein-

satzfahrzeuge mitten auf der Straße stehen lassen 

– solche Szenarien spielen sich häufiger ab, wenn 

Rettungsdienste und Feuerwehren im Einsatz sind. 

Fragt man die dort beschäftigten Einsatzkräfte, 

schildern sie, wie die Zahl solcher An- und Übergrif-

fe zugenommen hat. Doch valide Zahlen dazu gibt 

es nicht.

Landesweites Meldesystem soll 
Überblick geben und helfen

Wenn etwas passiert, erwartet die Betroffenen 

ein mühseliges Prozedere, wenn sie sich dazu ent-

schließen, Strafanzeige zu erstatten, einen Unfall-

bericht zu schreiben oder gar psychosoziale Hilfe 

in Anspruch zu nehmen. Zwar gibt es an vielen 

Feuer- und Rettungswachen darum schon jetzt 

eigene Prozesse, um die Betroffenen nach einem 

Übergriff bestmöglich zu unterstützen. Doch nun 

soll die Situation durch ein einheitliches landes-

weites Meldesystem vereinfacht und verbessert 

werden.

IMEG (Innovatives Melde- und Erfassungssystem 

Gewaltübergriffe) nennt sich das IT-System, das 

in einer Pilotphase seit dem 10. Januar 2022 an 

zwölf kreisfreien Städten und Kreisen in NRW an 

den Start gegangen ist. Neben Bochum, Krefeld, 

Hamm, Duisburg und Düsseldorf sind auch die 

Kreise Heinsberg, Herford, Mettmann, Lippe, Min-

den-Lübbecke, Warendorf und die Städteregion 

Aachen dabei. Die Kosten für das System werden 

in der Pilotphase durch das Ministerium für Arbeit, 

Gesundheit und Soziales gedeckt.

Über einen QR-Code im Einsatzfahrzeug können Feuerwehren – wie die 
in Duisburg – direkt vom Einsatzort aus mögliche Übergriffe melden.

Angestoßen von Ministerien, komba 
nrw und weiteren Stakeholdern

Die Implementierung von IMEG geht zurück auf 

die Arbeit des Aktionsbündnisses „Gemeinsam 

gegen Gewalt“. An diesem sind neben dem Minis-

terium des Innern in NRW auch das Ministerium 

für Arbeit, Gesundheit und Soziales beteiligt, wie 

auch die komba gewerkschaft nrw, die Unfallkas-

se NRW, der Verband der Feuerwehren NRW, der 
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Städtetag NRW, der Landkreistag NRW und der 

Städte- und Gemeindebund NRW.

Konkret soll das System dafür Sorge tragen, dass 

über einen einfachen Meldeweg Übergriffe erfasst 

und weiterbearbeitet werden. Dazu zählt je nach 

Schwere des Übergriffs das Erstellen eines Straf-

antrags, einer Unfallanzeige oder die psychosoziale 

Nachbereitung.

„Die dbb jugend nrw begrüßt die Einführung von 

IMEG“, sagt Susanne Aumann, Vorsitzende des ge-

werkschaftlichen Dachverbandes. Das Meldesys-

tem sei ein wichtiger Schritt, weil es dazu beitra-

ge, valide Daten über die Zahl und die Schwere der 

Übergriffe zu ermitteln.

Nach Übergriff direkte Meldung über QR-Code

Wie einfach die Meldung eines Vorfalls ist, schil-

dert Valentino Tagliafierro, Vorsitzender des dbb 

in Duisburg und Personalratsmitglied bei der dor-

tigen Feuerwehr: „In den Einsatzfahrzeugen ist 

ein QR-Code angebracht, über den man über die 

mobilen Endgeräte, die im Einsatz mit dabei sind, 

direkt ins Meldesystem gelangt.“ In den jeweiligen 

Leitstellen werden die Meldungen gesammelt und 

weiterbearbeitet. Dazu gehört auch die Meldung 

der Übergriffszahlen ans Ministerium, um letztlich 

eine landeseinheitliche Statistik zu erhalten. IMEG 

unterstütze also dabei, die Meldewege zu verein-

fachen und zu beschleunigen, betont Tagliafierro.

Darüber hinaus wäre es sinnvoll, danach eine über-

geordnete Erfassung wie beispielsweise in der 

Polizeilichen Kriminalstatistik anzuschließen, sagt 

Aumann. „Damit würden viele Übergriffe aus dem 

Dunkelfeld geholt, so dass auch konkrete Maßnah-

men zielführender angegangen werden können. 

Auch wäre die Aussage ‚die Übergriffe auf Beschäf-

tigte im Öffentlichen Dienst nehmen zu‘ nicht mehr 

nur subjektiv, sondern tatsächlich belegt. „Wenn 

sich das Meldesystem bei den Einsatzkräften von 

Feuerwehr und Rettungsdiensten bewährt, ist eine 

Ausweitung auf den gesamten Öffentlichen Dienst 

als landesweites Lagebild sinnvoll“, betont sie.
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„Gefahrenzone“ bei Conny from the Block 

Erst Zeitung, dann Fernsehen und Radio, Internet-
news und nun auch Podcast: Die Kampagne „Ge-
fahrenzone Öffentlicher Dienst“ macht die Runde. 
Nun ist sie auch bei Amtsfluencerin Conny from 
the Block im Podcast angekommen. 

Früher war sie Beamtin – heute ist sie Amtsfluence-

rin: Conny from the Block heißt die wortgewandte 

Comedienne, die auf Instagram, TikTok und inzwi-

schen auch auf Bühnen die Menschen aus dem Öf-

fentlichen Dienst zum Thema macht – und jetzt in 

einem Podcast die Kampagne der dbb jugend nrw.

Auch im Podcast von Conny from the Block ist die Kampagne „Gefahren-
zone öffentlicher Dienst“ ein Thema.

Wenn Conny from the Block (auf Insta und TikTok: 

conny.fromtheblock) sonst Lacher produziert, weil 

sie den Öffentlichen Dienst persifliert, geht es ihr 

diesmal auf ernste Weise um Menschen, die zum 

Kreis ihrer ehemaligen Kolleginnen und Kollegen 

gehören. Denn die Neuköllnerin hat selbst einmal 

als Beamtin im Öffentlichen Dienst gearbeitet.

Mit Lachern auf den Ernst der 
Lage aufmerksam machen

Das gibt ihr die nötige Kenne, um aus Ernst Lachen 

zu produzieren und damit eigentlich auch wieder 

auf den Ernst der Lage aufmerksam zu machen. Es 

geht um Themen wie Überlastung und Personal- 

und Nachwuchsmangel im Öffentlichen Dienst, 

Überalterung, gängige Klischees über verkrustete 

Strukturen und veraltete Arbeitsweisen und jetzt 

auch um das Thema „Übergriffe“.

„Vor einiger Zeit konnte man sich als Gesprächs-

partnerin oder Gesprächspartner in Connys Pod-

cast bewerben“, sagt Daria Abramov, stellvertre-

tende Vorsitzende der dbb jugend. Sie hatte Glück 

und ist es geworden. Das war die Chance, sehr 

ernsthaft über Übergriffe auf Menschen im Öffent-

lichen Dienst zu sprechen.

In der Podcastfolge „Amtlich angegriffen“ vom 

29. März 2024 geht es um steigende Übergriffszah-

len und Dunkelziffern, es geht um die Bedeutung 

von Strafanzeigen und das Sensibilisieren von Füh-

rungskräften. Deutlich wird auch, dass es vor allem 

Uniformierte und viele der Beschäftigten trifft, die 

negative Entscheidungen treffen müssen. Der vor 

sieben Jahren gestarteten Kampagne „Gefahren-

zone Öffentlicher Dienst“ ist es gelungen den Ernst 

der Lage in den Fokus zu rücken. 
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Gewaltforscher: Warum Gewalt gegen 
Staatsbedienstete zunimmt 

Nach den Übergriffen auf Einsatzkräfte über Silves-
ter und Anfang 2023 in Trier als rund 40 Menschen 
mit Eisenstangen und Flaschen auf Polizeibeamte 
losgingen, half Gewaltforscher Ulrich Wagner die 
Ereignisse einzuordnen. Wir sprachen danach mit 
ihm über Ursachen von Gewalt, die nicht nur die 
Polizei und Rettungskräfte betrifft und darüber, 
warum körperliche Angriffe von verbalen unter-
schieden werden sollten.

In Ibbenbüren ließ eine Lehrerin nach einem töd-

lichen Angriff durch einen Schüler ihr Leben, Silves-

ter 2022 flogen Böller absichtlich nicht in den Him-

mel, sondern auf Einsatzkräfte. – „Deutschland ist 

ein sicheres Land“, sagt Sozialpsychologe und Ge-

waltforscher Ulrich Wagner und schafft dadurch ei-

nen scheinbaren Widerspruch. Die Polizeiliche Kri-

minalstatistik 2021 (PKS) belegt, was der Forscher 

sagt: Die Statistik zeigt über die letzten 15 Jahre 

hinweg einen Rückgang an physischer Gewalt.  

Sozialpsychologe Ulrich Wagner von der Uni Marburg gehört zu den 
führenden Gewalt- und Präventionsexperten in Deutschland.

Wie kann das sein?

Ulrich Wagner: Meist steht dahinter der Verlust 

einer – wissenschaftlich ausgedrückt – normativen 

Vorstellung darüber, wie man mit Gewalt umgeht. 

In einigen Gruppen kann man beobachten, dass 

Antigewaltnormen nicht mehr so geteilt werden, 

wie das gesellschaftlich eigentlich der Fall ist und 

das sieht man an der PKS.

Warum ist das so?

Ulrich Wagner: Es hat etwas damit zu tun, wie weit 

man sich selber als Mitglied unserer Gemeinschaft 

ansieht, des Staatswesens, und damit die Normen 

dieses Staatswesens insgesamt anerkennt, oder ob 

man den Eindruck hat: Das ist etwas anderes, das 

hat mir nicht so richtig zu tun und deswegen kann 

ich mich auch abweichend – in dem Fall gewalttä-

tig – verhalten.

Was führt dann dazu, dass sich Menschen nicht ge-
waltfrei verhalten?

Ulrich Wagner: Man kann annehmen, dass es einen 

Teil in unserer Gesellschaft gibt, der glaubt nichts 

davon zu haben, sich normkonform zu verhalten. 

Gegen allgemeine Regeln verstoßen Menschen, 

die nichts mehr zu verlieren haben. Ich konstruiere 

mal ein extremes Beispiel: Ein Mensch mit auslau-

fender Aufenthaltsgenehmigung, bei dem klar ist, 

dass er abgeschoben wird. Warum sollte ein sol-

cher Menschen sich normkonform verhalten? Na-

türlich bedeutet das nicht, dass sich alle Menschen, 

die in einer solchen Situation sind, nicht norm-

konform verhalten. Ich beziehe das nicht nur auf 
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Menschen mit Migrationshintergrund. Wir haben 

auch andere Menschen in der Gesellschaft, die das 

Gefühl haben, nicht richtig mitmachen zu können. 

Und da läuft etwas falsch.

Wir reden hier über Gewaltübergriffe. Meinen Sie 
damit auch verbale Gewalt?

Ulrich Wagner: Nein. Meine Definition von Gewalt 

ist: die Verletzung der körperlichen Unversehrtheit 

und deren Androhung. Da wird jemand verfolgt bis 

zur Haustür – der wäre auch in meiner Gewaltdefini-

tion drin. Aber wenn jemand dem Schaffner sagt „Du 

Arsch!“ dann ist das eine üble Beschimpfung, aber es 

ist keine Gewaltandrohung. Ich glaube das macht 

auch mit dem Schaffner etwas anderes, als wenn er 

bedroht oder körperlich angegriffen wird. Deshalb 

halte ich das für wichtig, das auseinander zu halten.

Schaffnerinnen und Schaffnern passiert beides: Sie 
werden beschimpft, aber manchmal auch körper-
lich angegriffen. Sind verbale Ausraster also gar 
nicht so schlimm?

Ulrich Wagner: Ich möchte Beschimpfungen nicht 

bagatellisieren. Aber physische Gewalt hat im Un-

terschied zu verbaler Gewalt andere Konsequen-

zen für den Schaffner und auch die Ursachen sind 

unterschiedliche. Deshalb lege ich so großen Wert 

darauf, das auseinanderzuhalten. Und der juristi-

sche Umgang mit physischer Gewalt und Beleidi-

gung sollte auch unterschiedlich sein.

Was meinen Sie damit?

Ulrich Wagner: Ich bin schon seit Jahren unzufrie-

den damit, dass physische Gewalt vor Gerichten 

nicht bevorzugt behandelt wird. Wenn jemand 

zusammengeschlagen wird, dann muss der Täter 

unmittelbar zur Verantwortung gezogen werden. 

Wenn jemand beschimpft wird, ist das auch übel 

und dem muss auch nachgegangen werden, aber 

das hat nicht dieselbe Dringlichkeit. Wichtig ist, 

dass die Strafe möglichst unmittelbar auf die Tat 

erfolgt. Gerade im Jugendstrafrecht dauert es je-

doch manchmal ewig und die jugendlichen Täter 

können sich, wenn es endlich zum Prozess kommt, 

schon gar nicht mehr erinnern, worum es eigent-

lich geht. Dies setzt allerdings hinreichende Stel-

lenausstattung vor allem im Bereich der Staatsan-

waltschaften und Gerichte voraus.

Das erweckt jetzt den Anschein, als seien die meis-
ten Täter jung. Ist das denn so?

Ulrich Wagner: Die PKS 2021 zeigt einen Anstieg 

bei Gewalttaten ab einem Alter von 16-18 Jahren 

und dann bis ca. 26 Jahre. Ab 28 wird es weniger. 

Wenn wir über physische Gewalt reden, sind es fast 

immer junge Männer.

In vielen Behörden gibt es präventive Sicherheits-
konzepte oder Anti-Gewalt-Erklärungen. Welche 
Maßnahmen halten Sie für wichtig, um die Situa-
tion zu verbessern?

Ulrich Wagner: Langfristig wirksamer und kosten-

günstiger als Strafverfolgung und Sanktionierung 

ist Prävention, die Menschen dazu bringt aus Über-

zeugung soziale Normen einzuhalten und sich ge-

waltfrei zu verhalten.

Dazu eignen sich z. B. Konfliktbewältigungstrai-

nings in den Schulen oder Anti-Aggressionstrai-

nings für junge Männer – auch für bereits über-

führte Straftäter im Strafvollzug. Das Problem: 

Solche Trainings in Schulen und Berufsschulen 

sind oft zeitlich befristet. Auch müssen die An-
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gebote besser verknüpft werden, beispielsweise 

auch durch Sportvereine oder Maßnahmen des 

Jugendamtes oder freier Träger begleitet werden.

Wir müssen Partizipationsangebote machen. 

Menschen, die keine laute Stimme haben oder viel 

Geld oder die, die aus anderen Gründen nicht da-

zugehören, müssen in die Gemeinschaft mitein-

bezogen werden. Auch sie müssen den Eindruck 

haben, zum Beispiel an der kommunalen Entwick-

lung und der des eigenen Umfelds mitbeteiligt zu. 

Das wird eine wichtige Aufgabe der kommunalen 

Entwicklungsplanung werden. Ich nenne das „Prä-

vention durch Partizipation“.

Polizisten sind als Repräsentanten des Staates besonders oft Angriffen 
und Beschimpfungen ausgesetzt.

Zum Beispiel?

Ulrich Wagner: Ich komme gerade aus einer Kon-

ferenz, in der so etwas diskutiert wird: Wie kann 

man kommunales Konfliktmanagement gestal-

ten, ohne dass die Konflikte eskalieren? Da gibt es 

Möglichkeiten. Wie kann man Platzgestaltungen 

in Angriff nehmen, so dass junge Leute etwas da-

von haben, ohne dass es den Anwohnern auf den 

Wecker gehen muss, weil es nachts um vier Uhr 

noch laut ist? Solche Möglichkeiten zur Teilhabe 

brauchen wir.

Weitere Ideen?

Ulrich Wagner: Zum Dritten kann man sicherlich 

auch durch Aus- und Fortbildung von Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeitern im Öffentlichen Dienst 

etwas erreichen. Indem diese noch viel stärker 

lernen sich konfliktdeeskalierend zu verhalten. Ich 

weiß, dass es eine merkwürdige Forderung ist, dem 

Opfer die Pflicht anzudienen, die Situation zu de-

eskalieren. Aber ich sehe darin Potenzial. Wie kann 

man damit umgehen, wenn im Sozialamt der ab-

lehnend beschiedene Empfänger lauter und immer 

lauter wird?

Viele Beschäftigte können es sich in Anbetracht 
überquellender Schreibtische zeitlich gar nicht ein-
richten, zusätzlich solche Trainings zu besuchen. 
Auch finden sie zu selten statt.

Ulrich Wagner: Natürlich schränkt Überlastung 

die Freiräume für solche Trainings drastisch ein. 

Und die Überlastung ist auch in anderer Hinsicht 

ein Problem: Wenn die Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter in den Ämtern nur kurz angebunden sind, 

um einen Fall zu bearbeiten, dann ist das natürlich 

für Kunden nicht spaßig und erhöht das Konflikt-

potenzial. Es trägt zur Eskalation bei.
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Vorsitzende Aumann bezieht Stellung im ARD-Morgenmagazin

Mehr als die Hälfte der Staatsbediensteten kennt 
es, angegriffen und bedroht zu werden. Im Juli 2023 
legte der dbb neue Zahlen dazu auf den Tisch: Mehr 
als die Hälfte der Beschäftigten im Öffentlichen 
Dienst ist schon selbst beschimpft oder angegriffen 
worden. Zu den Umfrageergebnissen und der Situ-
ation äußert sich die Vorsitzende der dbb jugend 
nrw Susanne Aumann im ARD-Morgenmagazin.

„Es ist außergewöhnlich, dass ich mich als Mitarbei-

terin einer Kommunalverwaltung damit befassen 

muss, mich selbst zu schützen“, sagt Susanne Au-

mann, Vorsitzende der dbb jugend nrw in der ARD.  

Kampagne bleibt aktuell

Obwohl schon seit Jahren ein Problembewusstsein 

für diese miserable Lage in Behörden und Politik 

herrscht, ist das Ruder immer noch nicht herumge-

rissen. Fälle von Übergriffen auf der Straße gegen-

über Rettungsdiensten oder Polizisten reihen sich 

aneinander – doch auch Fälle in Behördeninnen-

räumen nehmen zu.

Auch die neue Umfrage des dbb bestätigt dies: 80 

Prozent der forsa-Befragten konstatieren eine ge-

nerell wahrnehmbare Verrohrung der Gesellschaft. 

Eine der Folgen: Wer an der Basis arbeitet – wie 

zum Beispiel in Sozialämtern oder Ordnungsbe-

hörden – werde als Vertreter des Staates zur Ziel-

scheibe für Menschen, die ihren Frust über den 

Staat oder vermeintliche Fehlentscheidungen los-

werden wollen. Man müsse einen anderen politi-

schen Diskurs führen und für ausreichend Personal 

im Bereich der Justiz und beim Sicherheitsdienst 

der Behörden sorgen, sagt der Vorsitzende des dbb, 

Ulrich Silberbach zu den Studienergebnissen. Das 

sei notwendig, um Menschen, die ausrasten, klare 

Kante zeigen zu können.

Mehr Personal wäre nötig

Für wichtig hält dbb jugend nrw-Chefin Aumann 

vor allem Strafen, die sofort folgen und nicht erst 

nach Jahren. Aus diesem Grund hält sie auch die 

personelle Ausstattung in der Justiz für unverzicht-

bar. Auch bauliche Maßnahmen in den Ämtern 

müssten weiter verbessert werden. Ebenso könne 

die Verbesserung von Abläufen in Behörden dafür 

sorgen, das Aggressionspotenzial zu senken. „War-

tezeiten müssen besser werden“, sagt Aumann im 

Interview.

Susanne Aumann hält gute personelle Ausstattung wie auch strukturelle 
Veränderungen in den Behörden für wichtig. 

Letztlich ist das Problem umfassender als es auf 

den ersten Blick scheinen mag: „Wir haben Sorge, 

dass eine solche Situation abschrecken könnte, sich 

im Öffentlichen Dienst zu bewerben“, sagt die Vor-

sitzende der dbb jugend nrw. 
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FöV-Studie markiert neue Eckpunkte von Hass und Gewalt 

Einer von vier Beschäftigten im Öffentlichen Dienst 
hat schon Gewalt erlebt, lautet das Ergebnis einer 
großen Umfrage, die das Bundesinnenministerium 
in Auftrag gegeben hat. Nicht nur die Zahl der 
Übergriffe ist besorgniserregend – auch die Folgen 
für die Betroffenen sind es. Gemeinsam mit Exper-
ten stellte Bundesinnenministerin Nancy Faeser 
jetzt die zentralen Ergebnisse der Studie vor.

23 Prozent der Beschäftigten haben bereits Gewalt-

erfahrungen bei der Arbeit gemacht. Zwölf Prozent 

erlebten sogar mehrere Übergriffe innerhalb eines 

Jahres. Die Zahlen stiegen mit Ausnahme der Bil-

dungs- und Sozialverwaltung mit Beginn der Pan-

demie an, so das Ergebnis einer groß angelegten 

Umfrage, die das Deutsche Forschungsinstitut für 

öffentliche Verwaltung (FöV) im Jahr 2021 durch-

führte. Beteiligt hatten sich daran rund 10.000 Be-

schäftigte aus 1600 Behörden.

Ungutes Gefühl, Schlafstörungen 
und Co. sind die Folge

Die Ergebnisse dieser Umfrage sind schwer ver-

daulichen Inhalts. Sie markieren einen neuen 

Eckpunkt von Hass- und Gewalt: Beleidigung, Be-

drohung, Körperverletzung, Tötung und sexuelle 

Gewalt – all diese Straftatbestände sind unter den 

Angaben der Befragten zu finden. 60 Prozent der 

Befragten gaben an, dass die erlebten Übergriffe 

Folgen für sie hatten. Ein ungutes Gefühl bei der 

Arbeit, Schlafstörungen und Depressionen gehö-

ren dazu.

Diese Zahlen und der Austausch mit den von Ge-

walt Betroffenen habe ihre Entschlossenheit ver-

stärkt, mehr zu tun, um die Menschen zu schüt-

zen, „die unser Land jeden Tag am Laufen halten“, 

gab Bundesinnenministerin Nancy Faeser bei der 

Vorstellung der Forschungsergebnisse bekannt. 

Es sei eine Frage des Schutzes unserer Demokra-

tie, dagegen etwas zu unternehmen, so Faeser 

weiter.

Bundesinnenministerin Faeser stellt gemeinsam mit Ulrich Silberbach 
(dbb) eine neue Studie zur steigenden Zahl von Übergriffen vor.

Ministerin: „Betroffene sollten Übergriffe melden“

dbb-Chef Ulrich Silberbach forderte anlässlich der 

Ergebnisse „bundesweite Handlungsempfehlun-

gen, um die Kolleginnen und Kollegen nachhaltig 

zu schützen“. Es sei wichtig, jeden Übergriff ernst 

zu nehmen, fügte Faeser hinzu und unterstrich in 

diesem Zusammenhang die Wichtigkeit, Übergriffe 

zu melden und zur Anzeige zu bringen.

„Genau hier liegt ein zentrales Problem“, gibt Su-

sanne Aumann, Vorsitzende der dbb jugend nrw 

zu bedenken. Viele Beschäftigte melden Übergrif-

fe nicht, weil sie es inzwischen für üblich hielten,  
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beleidigt oder bedroht zu werden. Es sei darum nö-

tig, immer hinzuweisen, dass es in keinem Job der 

Welt normal sei, Übergriffe hinzunehmen, sagt Au-

mann. Besonders verbreitet sei eine solche Auffas-

sung in Bereichen, in denen Beschäftigte ohnehin 

mit schwierige Klientel zu tun haben. Im Justizvoll-

zug, bei der Polizei oder im Sozialamt sei das so.

Es gibt viel mehr Übergriffe als angenommen

Die neue Studie des FöV hält zudem eine hohe 

Dunkelziffer für wahrscheinlich und gibt die Emp-

fehlung, die Meldung von Übergriffen durch die 

Beschäftigten zu fördern. Denn, so ein weiteres 

Problem, das den Wissenschaftler/innen ins Auge 

fällt: „Die Entscheidung der Beschäftigten für 

oder gegen eine Meldung von Übergriffen scheint 

hauptsächlich eine Aufwand-Nutzen-Abwägung 

zu sein.“ Aus diesem Grund sei es nach Auffassung 

der Forscher wichtig, Meldesysteme so niedrig-

schwellig wie möglich zu gestalten.

Vorgesetzte sind gefragt

„Dazu ist es notwendig, die Vorgesetzten nach-

haltig zu sensibilisieren“, betont Aumann. Das 

sehen auch die Expertinnen und Experten so: Ge-

rade Führungspersonen sollten Übergriffe ernst 

nehmen, Betroffenen Unterstützung anbieten und 

dafür Sorge tragen, dass Übergriffe strafrechtlich 

verfolgt werden, heißt es im abschließenden State-

ment des Studienpapiers.

Für wichtig halten die Forscher/innen zudem, Prä-

ventionsmaßnahmen in ein Gesamtkonzept ein-

zubinden und sehr spezifisch auf die Risiken und 

die Situation der einzelnen Arbeitsbereiche abzu-

stimmen, statt einen Fahrplan für alle Bereiche zu 

erstellen.

Gezielte Maßnahmen zeigen Wirkung

Die Erfahrung zeige, dass an Stellen wie der Ar-

beits- und Sozialverwaltung, an denen Fluchttüren, 

Alarmsysteme, gefahrenbewusste Büroeinrich-

tung und entsprechende Deeskalationstrainings 

etabliert seien, Beschäftigte seltener von Gewalt 

betroffen seien. In den Ordnungs- und Bürgeräm-

tern würden solche Maßnahmen bislang deutlich 

seltener genutzt.

„Wir sollten darum darauf drängen, solch einfach 

umzusetzende Maßnahmen flächendeckend zu 

etablieren“, betont Aumann. Ergänzend dazu sei 

wichtig, Betroffene und Opfern von Gewalt im Job 

maßgeschneiderte Hilfsangebote zu unterbreiten 

und sie dazu zu ermuntern, diese auch in Anspruch 

zu nehmen. Hier seien die Führungskräfte mit in 

der Verantwortung, so Aumann.
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Weniger Straftaten – aber mehr Übergriffe auf Bedienstete

Zwar ist die Zahl an Straftaten in NRW laut Poli-
zeilicher Kriminalstatistik aus dem Jahr 2021 ins-
gesamt gesunken, die Zahl der Übergriffe auf 
Polizistinnen und Polizisten, Ordnungsamtsmitar-
beitende und andere Beschäftigte im Öffentlichen 
Dienst hat hingegen zugenommen. Die jüngsten 
Krisen haben die Lage weiter verschärft. Das zeigt 
auch eine Umfrage, die die dbb jugend nrw unter 
ihren Mitgliedern gemacht hat.

Weniger Wohnungseinbrüche, weniger Diebstähle, 

weniger Raubüberfalle und weniger Körperverlet-

zungen: Im Jahr 2021 war die Zahl der Straftaten 

in NRW so niedrig wie seit 1985 nicht mehr. Ganz 

anders allerdings sieht das bei den Übergriffen auf 

Polizistinnen und Polizisten aus: Diese Zahl stieg in 

Zeiten der Pandemie deutlich an, ebenso wie die 

auf Mitarbeiter/innen beim Ordnungsamt, im Ge-

richtsvollzug oder Rettungsdienstkräfte, wie die 

Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) ausweist.

Lagebild schockierender als 
Kriminalstatistik ausweist

„Das Lagebild ist aber weitaus schockierender als 

das, was die PKS dokumentiert“, sagt Susanne Au-

mann, Vorsitzende der dbb jugend nrw. Das geht 

aus einer Umfrage des gewerkschaftlichen Jugend-

dachverbandes hervor, die in der Zeit der Pandemie 

durchgeführt wurde und die Beschäftigte der un-

terschiedlichsten Arbeitsbereiche im Öffentlichen 

Dienst einschließt.

Das Ergebnis: Mehr als die Hälfte der rund 300 Be-

fragten (51 Prozent) gab an, die Zahl der verbalen 

und körperlichen Übergriffe habe merklich zu-

genommen. 22 Prozent nehmen immerhin eine 

leichte Zunahme wahr. Nur 15 Prozent gab an, die 

Zahl der Übergriffe sei im Vergleich zur vor der 

Pandemie liegenden Zeit in etwa auf gleich hohem 

Niveau geblieben.

Sorge vor Folgen krisenaufgeladener Stimmung

Zum Teil rühre die Zunahme von Ausrastern und 

Angriffen nach Einschätzung Aumanns von einer 

aggressiveren und angeheizten Stimmung der 

Menschen im Verlauf der Corona-Pandemie her. 

Einschränkungen wie Lockdowns, Zugangsbe-

schränkungen für Ungeimpfte oder Maskenpflicht 

haben möglicherweise zur Steigerung des Aggres-

sionspotenzials mancher Menschen beigetragen.

Mit einer groß angelegten Umfrage ermittelte die dbb jugend nrw das 
Lagebild in der Pandemiezeit.

„Ordnungsamtsmitarbeiter/innen bekamen das 

beispielsweise vor allem bei Kontrollen rund um 

die Einhaltung der Coronaschutzmaßnahmen zu 

spüren“, weiß Aumann. Daneben gab es auch in 

Schulen häufigere Auseinandersetzungen – die 
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Maskenpflicht und allgemeine Coronaschutzmaß-

nahmen waren hier ebenfalls ein häufiger Anlass 

für Krawall und Streit. Sogar in Kliniken häuften 

sich Angriffe, Drohungen und Beleidigungen ge-

gen Pflegerinnen und Pfleger sowie Medizinerin-

nen und Mediziner, wie unter anderem auch das 

Deutsche Ärzteblatt berichtet. Impfärzte bekamen 

unter anderem Morddrohungen und benötigten 

Polizeischutz. 

„In Anbetracht neuer Krisen, die unser Land und die 

Beschäftigten des Öffentlichen Dienstes für den 

Staat aktuell zu meistern haben, macht uns der 

Anstieg von Gewalt in der pandemischen Krisen-

zeit große Sorgen“, sagt Aumann. Viele Menschen 

stehen nun durch die Inflation und die Energiekrise 

finanziell mit dem Rücken zur Wand. Die unsichere 

Lage trage – so eine Befürchtung der jungen Ge-

werkschaftschefin – möglicherweise zu einer emo-

tional noch mehr aufgeheizten Stimmung bei, die 

sich in Zukunft gegen noch weitere Bereiche des 

Öffentlichen Dienstes richten könne: Sozialamts- 

oder Jobcenterbeschäftigte oder Bedienstete bei 

den Finanzbehörden und Gerichten.

Ein generelles Problem: Häufig werden die Be-

schäftigten auf der anderen Seite des Schreibtischs 

als Vertreter/innen des Staates wahrgenommen, 

statt als Menschen. „Sie werden für persönliche 

Notlagen und politische Fehlentscheidungen ver-

antwortlich gemacht, obwohl sie nur ausführende 

Funktion haben“, sagt Aumann.

Was zur Vorsorge getan werden müsste

Man müsse jetzt Vorsorge treffen und den Beschäf-

tigten den Rücken stärken. Dazu zählen nach Auf-

fassung Aumanns Nulltoleranzerklärungen in den 

Behörden, die nach außen klar sichtbar machen, 

dass man Ausraster nicht dulde. Wichtig bleibe zu-

dem, jedem Übergriff nachzugehen und ihn anzu-

zeigen. Den Führungskräften in den öffentlichen 

Verwaltungen komme dabei eine besondere Ver-

antwortung zu. „Es ist wichtig, Übergriffe nicht he-

runterzuspielen und unter den Teppich zu kehren“, 

betont die junge Vorsitzende. Behördenintern sei 

es wichtig zu demonstrieren, dass sich Vorgesetzte 

in der Pflicht für ihre Teammitglieder sehen. Nach 

außen müsse man deutlich machen, dass mit allen 

Möglichkeiten gegen Übergriffe vorgegangen wer-

de. Dazu sei es notwendig, den ganzen Strauß der 

Möglichkeiten auszuschöpfen – vom Hausverbot 

bis hin zur Anzeige.

dbb jugend nrw ist für den Ausbau der PKS

Bereits seit einigen Jahren fordert die dbb jugend 

nrw, die Zahl der Übergriffe auf Beschäftigte im Öf-

fentlichen Dienst zentral über die PKS zu erheben 

und nicht auf Vollzugsbeamte und ihnen gleich-

gestellte Personen zu beschränken. „Würden nicht 

solche Umfragen wie die der dbb jugend nrw ge-

macht und würden nicht einzelne Fachverbände 

Übergriffszahlen erheben, hätten wir keine Vor-

stellung von der Lage“, moniert Aumann. Die Dun-

kelziffer sei zudem hoch.

Der Staat sei jedoch seinen Beschäftigten gegen-

über in der Pflicht. Darum müsse endlich eine zen-

trale und verlässliche Erhebung her, sagt Aumann 

und betont: „Wir werden das so nicht stehen las-

sen, weil es wichtig ist, in den Statistiken genau 

ablesen zu können, welche Bereiche besonders ge-

fährdet sind. Nur so können wirkungsvoll Gegen-

maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten getrof-

fen werden.“
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Viele Gefährdungsbeurteilungen 
vernachlässigen psychische Belastung

Nicht nur körperliche Angriffe wie ein Fausthieb 
führen zu schweren Verletzungen. Auch seelischer 
Stress und psychische Last können schwer krank 
oder sogar berufsunfähig machen. Doch viele Ar-
beitgeber im Öffentlichen Dienst interessieren sich 
zu wenig für die psychische Belastung ihrer Beschäf-
tigten. Dies lässt sich aus einer Umfrage der dbb ju-
gend nrw schließen. Rund 65 Prozent der Befragten 
geben darin an, dass für ihren Arbeitsplatz keine 
Beurteilung der psychischen Belastung erstellt wur-
de. Dabei ist diese gesetzlich vorgeschrieben.

Häufig schließen Gefährdungsbeurteilungen für den Arbeitsplatz psychische Gefährdungen nicht ein, stellte die dbb jugend nrw in 
einer Umfrage fest.

Um Beschäftigte vor psychischer Last zu schützen, 

sieht der Gesetzgeber im Arbeitsschutzgesetz vor, 

dass für jeden Arbeitsplatz eine so genannte Ge-

fährdungsbeurteilung durch den Arbeitgeber er-

stellt werden muss. Mit dieser wird ermittelt, wel-

che Risiken und Gefahren vom Arbeitsplatz oder 

von den Arbeitsabläufen für die Beschäftigten hin-

sichtlich ihrer körperlichen und psychischen Ge-

sundheit drohen können. Existieren Gefährdungs-

beurteilungen, so nehmen sie jedoch meist lediglich 

solche Gefahren in den Blick, die beispielsweise 
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von gefährlichen Arbeitsplätzen oder Maschinen 

ausgehen. Eine mögliche Folge: Der Gebrauch von 

Schutzhelmen, Schutzkleidung oder Schutzbrillen 

wird vorgeschrieben. Doch solche Maßnahmen 

schützen nur den Körper, nicht aber die Seele.

Psychische Belastung kaum erfasst

An mehr als jedem zweiten Arbeitsplatz bleibt der 

Blick auf die Risiken für die Psyche jedoch aus, wie eine 

Umfrage der dbb jugend nrw bei mehr als 337 Be-

schäftigten im Öffentlichen Dienst ergab. 65  Pro-

zent der Befragten gaben darin an, dass es für ihren 

Arbeitsplatz keine Beurteilung bezüglich der psychi-

schen Belastungen gäbe. Nur 20 Prozent bestätigten, 

dass die gesetzlich vorgeschriebene Ermittlung der 

psychischen Risiken für ihren Arbeitsplatz vorliegt.

„Diese Zahlen decken sich mit meinen Erfahrun-

gen“, sagt Mathias Knust, stellvertretender Lan-

desvorsitzender der Gewerkschaft Technik und 

Naturwissenschaft (BTB NRW). Er ist selbst bei der 

Bezirksregierung Arnsberg als Gewerbeaufsichts-

beamter beschäftigt und kümmert sich dort täg-

lich um die Einhaltung von Arbeitsschutzvorschrif-

ten. Daher weiß er, dass es Bereiche gibt, in denen 

diese Risiken klar erfasst sind und Beschäftigte 

speziell durch entsprechende Angebote und Schu-

lungen unterstützt werden. In der Kranken- und Al-

tenpflege oder dem Rettungswesen sei das so, weil 

hier der dauernde Umgang mit traumatischen Er-

eignissen, Krankheit und Tod offensichtlich sei.

Durch Corona stieg psychische Belastung

Anders sieht das aber in den meisten anderen Berei-

chen des Öffentlichen Dienstes aus. In den Gesund-

heitsämtern drückt die nicht mehr zu bewältigende 

Flut an Aufgaben auf die Psyche. Die dbb jugend 

nrw kennt viele Beispiele, die sich jetzt zu Pande-

mie-Zeiten besonders zuspitzen. Hierzu gehören 

Beratungsstellen, Jugendämter oder den Allgemei-

nen Sozialen Dienst, in denen Beschäftigte Famili-

enhilfe anbieten, weil dort Kinder Opfer von Gewalt 

werden. Auch bei der Arbeit der Ordnungsämter 

oder der Polizei geht es immer wieder um den Um-

gang mit Beleidigungen und massiven Drohungen.

Diese könne ebenso belastend sein wie eine zu 

hohe Arbeitslast, zu wenig Erholungsphasen oder 

nicht funktionierende oder fehlende technische 

Ausstattung, die zu hoher Frustration führe, sagt 

Knust. Auch Über- oder Unterforderung könne die 

Psyche Schaden nehmen lassen, sagt er weiter.

„Was Arbeitgeber da machen, ist skandalös“

Dass die psychische Gefährdungsbeurteilung in 

vielen Bereichen trotz der gesetzlichen Vorgabe im-

mer noch eine so geringe Rolle spielt, ist für die dbb 

jugend nrw ein Skandal. In Zeiten wie während der 

Corona-Pandemie könne man wie durch ein Brenn-

glas sehen, wo es schon zuvor gebrannt habe. Hier 

sei die Politik gefragt. Es sei dringend notwendig, 

beispielsweise die Personalausstattung in den Be-

zirksregierungen als zuständiger Aufsichtsbehör-

de in NRW so anzupassen, dass eine regelmäßige 

Überprüfung überhaupt möglich ist. „Derzeit kann 

aufgrund der personellen Auslastung jeder Arbeit-

geber statistisch nur alle 30 Jahre einmal überprüft 

werden“, sagt Knust. Zu wenig Personal und zu gro-

ße Aufsichtsgebiete sind die Gründe hierfür.

Das kann man selbst tun

Darum rät Knust, über die Personalvertretungen 

selbst Druck zu erzeugen und darauf zu pochen, 

dass psychische Gefährdungsbeurteilungen eben-
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so ernst genommen werden wie solche, die die 

Gestaltung des Arbeitsplatzes, Schutzausrüstung 

und Qualifikation der Beschäftigten erfasst. Zu-

dem können die Mitglieder der dbb jugend nrw 

über ihre Gewerkschaft ihr Recht auf eine vollstän-

dige Gefährdungsbeurteilung einfordern. 

Darüber hinaus könne sich laut Knust auch jeder 

Beschäftigte selbst an die Bezirksregierung wen-

den und dort eine Beschwerde einreichen. „Jede 

Beschwerde und jeder Hinweis wird von uns ge-

prüft und bearbeitet“, sagt Knust. Geht daraus 

hervor, dass die psychischen Belastungen in der 

Beurteilung nicht berücksichtigt wurden, wird 

dies mit einer Fristsetzung angemahnt und die 

Umsetzung zeitnah nach drei Monaten kontrol-

liert. Ist dies dann immer noch nicht erfolgt, wird 

ein Bußgeld verhängt.

Fürsorgepflicht darf dem 
Brandschutz nicht nachstehen

Für die dbb jugend nrw ist klar: Die Fürsorge-

pflicht des Arbeitgebers und Dienstherren muss 

einen ähnlich hohen Stellenwert haben wie der 

Brandschutz. Es muss Konsequenzen haben, wenn 

Arbeitgeber sich dafür nicht interessieren oder 

nachlässig seien. Antworten auf solche Fragen mö-

gen unerwünscht sein. Doch zugleich sind sie eine 

Chance dafür, gesunde und motivierte Beschäftig-

te zu haben und zugleich rechtzeitig auf Problem-

felder aufmerksam zu werden.
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Gefahrenzone Öffentlicher Dienst: 
Lagebild besorgniserregender denn je 

Die Lage bleibt besorgniserregend: Selbst in Be-
reichen, die bislang beim Thema Gewalt gegen Be-
schäftigte im Öffentlichen Dienst nicht im Fokus 
standen, nimmt die Zahl von Übergriffen zu. Das 
zeigt sich in Finanzämtern, wo man ebenso wenig 
von Übergriffen verschont bleibt, wie im Kranken-
kassen-Kundencenter. Das ist eines der Ergebnisse 
der 9. Sicherheitskonferenz der dbb jugend nrw, 
an der auch NRW-Innenminister Herbert Reul teil-
nahm.

Innenminister Herbert Reul ermutigt die Teilnehmenden der 9. Sicher-
heitskonferenz in Düsseldorf Übergriffe immer öffentlich zu machen.

 

Obwohl sie nun schon zum neunten Mal stattfand, 

reißen die Schockmeldungen aus den verschiede-

nen Bereichen des Öffentlichen Dienstes nicht ab. 

„Machen Sie das öffentlich!“ lautete so dann auch 

der Rat von NRW-Innenminister Herbert Reul, der 

als Keynote-Speaker zur Sicherheitskonferenz der 

dbb jugend nrw am 18. März 2023 nach Düsseldorf 

gekommen war.

Wie steht es um die Sicherheit der Beschäftigten 

in den Finanzämtern? Was ist in den Kliniken los? 

Was erleben Bedienstete in den Jobcentern oder 

Justizvollzugsanstalten? Um aus ihren Bereichen 

zu berichten, waren rund 20 junge Mitglieder der 

gewerkschaftlichen Jugenddachorganisation aus 

ganz NRW angereist. Ergebnis: Das Lagebild ist be-

sorgniserregender und ernster denn je.

„Und das, obwohl in den inzwischen fast sieben 

Jahren, in denen die dbb jugend nrw das Thema 

durch ihre Kampagne Gefahrenzone Öffentlicher 

Dienst nach vorne bringt, das Bewusstsein in der 

Öffentlichkeit und auch in der Politik größer ge-

worden ist“, sagt Susanne Aumann, Vorsitzende 

des Verbandes. Viele Verbesserungen seien auf den 

Weg gebracht worden.

„Man nimmt uns wahr“

Nach landesweiten Mahnwachen, Einträgen im 

Kummerkasten der Kampagnenseite und zahlrei-

chen Gesprächen auf politischer Ebene seien die 

Dinge ins Rollen gekommen, sagt Aumann. „Die 

Medien haben begonnen, über das Thema zu be-

richten. Wenn Vorfälle passieren, nimmt man uns 

wahr und ruft uns an.“ In Wuppertal sei dies bei-

spielweise der Fall gewesen. Aufgrund eines Vor-

falles dort, suchte jüngst RTL den Kontakt. „Weil wir 

in der Sache professionell und lösungsorientiert 

unterwegs sind“, wie Aumann betont.

Auch politisch ist der Stein ins Rollen gekommen. 

2017 wurde das Strafgesetzbuch geändert und das 

Strafmaß bei Angriffen auf Vollstreckungsbeamte 

sowie auf Rettungsdienste und ehrenamtliche Kräfte 
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von Feuerwehr und Katastrophenschutz verschärft. 

Seit 2019 sei für Erleichterung beim Einrichten einer 

Auskunftssperre für öffentlich Bedienstete gesorgt, 

wie Aumann ebenfalls positiv erwähnte. 2020 führ-

te die Stadt Köln das Melde- und Auskunftssystem 

ZeMaG ein, das inzwischen für großes Interesse in 

anderen Kommunen und Behörden sorgt.

„Im Jahr 2022 startete die NRW-Initiative #siche-

rimDienst und ist inzwischen zu einem großen Prä-

ventionsnetzwerk gewachsen, in dem sich mehr 

als 1000 Beschäftigte aus mehr als 350 Behören 

organisieren und über Schutzmaßnahmen austau-

schen“, sagt Aumann. Auch die dbb jugend nrw ge-

hört diesem Netzwerk seit dessen Start an.

Gesundheitsschutz muss vor Datenschutz stehen

„Unsere Haltung ist: Nicht meckern, sondern ma-

chen!“, bekräftigte die Landesvorsitzende bei der 

Sicherheitskonferenz. Umso wichtiger sei es darum, 

in jedem Jahr wieder konkret von den Mitgliedern 

zu erfahren, welche Situation sich in den einzelnen 

Behörden über ganz NRW hinweg zeigt. Die trauri-

ge Realität, die jedoch trotz aller bislang erreichter 

Verbesserungen sichtbar wird: Immer noch lassen 

Dinge wie die Schutzausstattung von Bediensteten 

zu wünschen übrig: Es gebe keine Schutzwesten, wo 

sie nötig seien und Alarmsysteme seien nicht flä-

chendeckend vorhanden. Gesundheitsschutz stehe 

noch immer nicht konsequent vor Datenschutz.

Auch sei nicht allerorts das Bewusstsein der Dienst-

herren auf den Schutz der Beschäftigten einge-

stellt. Eine Folge dessen: Sieben von zehn Vorfälle 

werden nicht zur Anzeige gebracht, wie jüngst die 

Studie AmboSafe zeigte. In einem solchen Ergebnis 

zeige sich Frustration und die Auffassung, dass eine 

Anzeige ohnehin nichts verändern werde. Manch-

mal sei eine solche Haltung auch bedingt durch das 

Wissen um mangelnde Rückendeckung durch den 

Vorgesetzten, die Sorge vor zusätzlicher Dokumen-

tationsarbeit bei ohnehin anhaltender Arbeits-

überlastung oder aus Scham, so etwas könne nur 

einem selbst passieren und keinem anderen.

Bewusstsein schärfen – Familienfoto 
kann zur Waffe werden

„Wir bleiben weiter für euch an der Sache dran“, 

betonte Aumann. Es dürfe beispielsweise nicht 

Zufall sein, ob sich ein Dienstherr in dieser Sache 

einsetze. Es müsse hingegen eine Verpflichtung für 

jeden Dienstherrn sein, ein Schutzkonzept zu ha-

ben. Auch gelte es, das Gefahrenbewusstsein bei 

den Beschäftigten weiter zu schulen. Das Familien-

foto auf dem Schreibtisch könne im ungünstigen 

Moment zur Waffe werden. „So etwas muss jeder 

wissen“, ergänzte sie. Präventionsschulungen und 

Qualifizierungsmaßnahmen seien flächendeckend 

notwendig.
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Hass-Angriffe im Netz nehmen zu

Es kann ein Kommentar unter einem Medienbe-
richt oder ein Post sein, es kann ein Beitrag sein, 
der über die sozialen Netzwerke verbreitet wird – 
es gibt viele Formen für ein- und dasselbe Problem: 
Hass und Hetze im Netz. Sie sind eine neue Dimen-
sion in Form von Übergriffen, die auch Beschäftig-
te aus dem Öffentlichen Dienst über sich ergehen 
lassen und ertragen müssen.

Beleidigungen werden nicht nur direkt und per-

sönlich geäußert, sondern immer häufiger auch 

über das Internet. Das beobachtet auch die Vorsit-

zende der dbb jugend nrw Susanne Aumann: „Wir 

sehen in vielen Bereichen, wie die Hemmschwelle 

besonders online sinkt.“ Lehrkräfte genauso wie 

Ordnungsamtsmitarbeitende und Menschen vieler 

anderer Berufsstände im Öffentlichen Dienst wür-

den skrupellos persönlich angegangen und fertig 

gemacht.

Angriffe treffen nicht immer einzelne Personen, sondern werden im Netz 
häufig anonym gegen ganze Berufsgruppen gerichtet.

Die Corona-Pandemie verschärfte die Problematik 

weiter: Anonyme Videos von Einsätzen einstellen 

oder unter Medienberichten Hasskommentare hin-

terlassen, die sich gegen Beschäftigte im Öffentli-

chen Dienst richten – besonders während Corona 

nahmen solche Übergriffe zu.

„Ich bin immer wieder darüber entsetzt, was da für 

Hass-Äußerungen zu lesen sind“, sagt Aumann, die 

die Zunahme von Hate-Speech und virtuellen An-

griffen beobachtet. Ein grundsätzliches Problem: 

„Wir beobachten häufig, dass Übergriffe meist gar 

nicht einzelnen Personen gelten. Es trifft sie, weil 

sie Vertreterinnen und Vertreter des Staates sind“, 

sagt Aumann.

Video von Einsatz kursiert plötzlich im Netz

Beispiele kann Aumann viele nennen. Eines davon: 

Ein Einsatz von Mitarbeitenden des Ordnungs-

dienstes eskalierte und die beteiligten Personen 

mussten aus diesem Grund zum Ende fixiert wer-

den. Kurz darauf tauchte ein Video in den Sozialen 

Medien auf. Mit entsprechenden Kommentaren 

wie: „Eines Tages treffen die auf den Falschen, dann 

wird deren Blut vergossen“ oder „Einfach mal auf 

das Ordnungsamt und die Polizei einschlagen; ih-

nen etwas von der eigenen Medizin geben“. Wie 

Aumann berichtet, die selbst in leitender Position in 

einem Ordnungsamt arbeitet, wurde in diesem Fall 

Anzeige erstattet. Das aber ist nicht immer so, ob-

wohl Einsatzkräfte, Ordnungsbehörden, Rettungs-

kräfte und andere Einsatzbereiche des Öffentlichen 

Dienstes zusehends medialem Druck ausgesetzt 

seien, sagt die Chefin der dbb jugend nrw.
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Oft werden solche Aufnahmen aus dem Zusam-

menhang gerissen, gekürzt dargestellt und Betrof-

fene könnten sich gar nicht zu der entsprechenden 

Situation äußern. Auch würden Persönlichkeits-

rechte einfach übergangen, stellt Aumann fest. Die 

Täter fühlten sich oft sicher, weil sie sich im Netz 

anonym bewegen könnten.

Was man gegen die Hetze im Netz tun kann

Zwar gebe es inzwischen in vielen Bereichen 

Schutzkonzepte, die darauf abzielen, die Zahl der 

Übergriffe gegen öffentlich Bedienstete zu mini-

mieren, doch fänden diese zu wenig Berücksichti-

gung, wenn es um Übergriffe virtueller Natur gehe. 

Man brauche in dieser dynamischen Zeit mehr Sen-

sibilisierung für das Thema und eine Anlaufstelle. 

„Denkbar wäre unserer Meinung nach, einen Ha-

te-Speech-Beauftragten für das Land NRW einzu-

setzen“, sagt Aumann. Ein solcher ist beispielswei-

se für Bayern bei der Generalbundesanwaltschaft 

München angesiedelt und unterstützt von dort 

aus 22 Sonderdezernentinnen und Sonderdezer-

nenten, die in den örtlichen Staatsanwaltschaften 

Verfahren zu Hass und Hetze im Netz bearbeiten.

Daneben fordert die dbb jugend nrw in ihrem poli-

tisch verabschiedeten Leitantrag „Mehr Schutz und 

Sicherheit für die Beschäftigten im Öffentlichen 

Dienst“ eine statistische Erfassung der Übergriffe in 

der Polizeilichen Kriminalstatistik. Diese weist der-

zeit lediglich Übergriffe gegen Polizei und Rettungs-

kräfte gesondert auf. Alle anderen Berufsfelder des 

Öffentlichen Dienstes würden jedoch nicht statis-

tisch in den Blick genommen, moniert Aumann.

„Hass ist keine Meinung“

Zudem macht sich die dbb jugend nrw dafür stark, 

übergreifend für alle Bereiche des Öffentlichen 

Dienstes einheitliche Schutzkonzepte nach Vor-

bild des Aachener Modells zu erstellen. Mit Blick 

auf das neue Problem der Hass-Übergriffe im Inter-

net fordert Aumann darüber hinaus, bestehende 

Schutzkonzepte auf die digitale Welt auszudehnen: 

„Denn das Internet ist kein rechtsfreier Raum – und 

Hass ist keine Meinung.“
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Silvesterattacken – wer schützt die Retter? 

Nach den Silvester-Übergriffen im Jahr 2022 auf 
Einsatzkräfte in Berlin, Hamburg, aber auch Städ-
ten in NRW herrscht immer noch Fassungslosig-
keit. Allein in NRW hat die Polizei 42 Verletzte zu 
beklagen. In Berlin wurden 38 Übergriffe nur auf 
Feuerwehrleute gezählt. Mit dem bloßen Verurtei-
len solcher Taten ist es nicht getan, findet die dbb 
jugend nrw.

„Schreckschusspistole ins Gesicht gehalten“, „Bier-

kiste und Feuerlöscher auf Fahrzeuge geworfen“ 

oder „gezielter Beschuss mit Pyrotechnik“ listen 

die Einsatzprotokolle der Berliner Feuerwehr auf. 

Barrikaden, Plünderungen der Einsatzfahrzeuge, 

Zusammentreffen mit Vermummten und Beschä-

digung von Fahrzeugen sahen sich die Rettungs-

dienste dort und ebenso in NRW gegenüber. Auch 

in Essen, Hagen oder Bochum wurden Rettungs-

dienste zu Opfern. In Bochum wurde die Polizei von 

rund 300 Personen eingekesselt und mit Feuer-

werk beworfen. Zahlreiche Einsatzkräfte mussten 

auch in NRW in der Silvesternacht stationär behan-

delt werden.

„Die Aggressivität hat eine neue 
Dimension erreicht“

Nüchtern betrachtet machen diese Ereignisse nicht 

nur die Betroffenen fassungslos, sondern auch die 

meisten Bürger/innen, ganze Berufsgruppen, Ge-

werkschaften sowie die Politik. „Die Aggressivität 

hat eine neue Dimension erreicht“, sagt NRW-In-

nenminister Herbert Reul.

Es habe zwar schon immer Auseinandersetzungen 

zu solchen Ereignissen gegeben, aber diesmal sei 

mit Böllern nicht in die Luft geschossen worden, 

sondern auf Menschen, sagt Reul weiter. Als dra-

matisch stuft er ein, dass Silvesterböller als Waffe 

eingesetzt würden und billigend in Kauf genom-

men werde, dass andere gesundheitlichen Schaden 

davontragen.

„Auch wenn diese Taten von einzelnen angezettelt 

und dann oftmals erst von ganzen Gruppen auf-

genommen wurden, sind sie Zeichen eines gesell-

schaftlichen Problems“, bringt es Judith Butschkau, 

1. Stellvertretende Vorsitzende der dbb jugend nrw 

auf den Punkt. Übergriffe wie in der Silvesternacht 

treffen zwar einzelne Personen, richten sich jedoch 

in der Regel nicht nur gegen sie, sondern symbo-

lisch auch gegen den Staat.

In der Silvesternacht 2022/23 erreicht die Aggressivität gegen Einsatz
kräfte einen neuen Höhepunkt.

Übergriff als „Sport“ gegen Staatsvertreter

Es scheine sich so etwas wie ein Ritus entwickelt 

zu haben, „eine Art Sport gegen staatliche Vertre-

ter“, erklärt Sozialpsychologe an der Uni Marburg, 
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Ulrich Wagner, in den Medien. Abhängig von der 

allgemeinen Situation könne sich unter Alkohol-

einfluss in einer Stimmung zwischen Heiterkeit 

und Aggression eine Mischung aus „Scherz und At-

tacke“ entladen, die Silvester unter anderem gegen 

Rettungskräfte gerichtet war.

Schon seit mehreren Jahren beobachtet die dbb 

jugend nrw die zunehmende Aggression gegen 

Einsatzkräfte wie auch andere Berufsgruppen des 

Öffentlichen Dienstes und macht sich darum da-

für stark, mehr Sicherheit für die Beschäftigten 

zu erreichen. Ebenso wichtig sei jedoch, auch in 

der Öffentlichkeit ein klares Bewusstsein für die 

Problematik zu schaffen. „Mit dem bloßen Ver-

urteilen solcher Taten ist es nicht getan“, sagt 

Butschkau.

Tätern droht Strafmaß von bis zu zehn Jahren Haft

Als wichtigen Schritt bewertet die stellvertretende 

Vorsitzende beispielsweise den politischen Vor-

stoß, Übergriffe auf Einsatzkräfte sowie generell 

auf Beschäftigte im Öffentlichen Dienst konse-

quent und scharf zu sanktionieren. Ein Beispiel: Bei 

gefährlicher Körperverletzung stehe ein Strafmaß 

von bis zu zehn Jahren Haft zu Verfügung, erklärt 

Ulrich Lüblinghoff, Vorsitzender des Deutschen 

Richterbundes in Zusammenhang mit den Silves-

ter-Übergriffen im WDR.

Zwar ist es ein Anliegen, solche Straftaten zeitnah 

zu sanktionieren, doch scheitere dies unter ande-

rem an der personellen Ausstattung von Polizei 

und Justiz. Es herrscht Fachkräftemangel – auch an 

und nach Silvester, äußert die stellvertretende Vor-

sitzende der dbb jugend nrw.

Mehr Berührungspunkte schaffen

Solche Maßnahmen reichen jedoch nach Auffas-

sung des gewerkschaftlichen Jugenddachverban-

des nicht aus, um die Retter bei ihrer Arbeit zu 

schützen. „Wir dürfen mit dem öffentlichen Dis-

kurs nicht aufhören“, sagt Butschkau. Oft wüssten 

vor allem junge Menschen wenig über die Arbeit 

und die Erschwernisse in Berufen wie bei der Feu-

erwehr, Polizei oder im Rettungswesen. Aktionsta-

ge, wie sie beispielsweise von Berufsgruppen wie 

Polizei oder Feuerwehr in Schulen durchgeführt 

würden, seien eine Möglichkeit dazu. „Wir brau-

chen mehr Berührungspunkte, damit die Arbeit der 

Menschen in diesen Berufen und anderen Berei-

chen des Öffentlichen Dienstes wieder als Dienst 

für die Allgemeinheit und jeden einzelnen Bürger 

wahrgenommen wird“, so Butschkau. Fernab von 

hohen Strafen gehe es im Kern um einen respekt-

vollen Umgang miteinander. „Nur der schützt Ret-

ter – er schützt jeden.“
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Übergriffe an Schulen auf besorgniserregendem Niveau 

Gewalt gegen Lehrerinnen und Lehrer ist Teil des 
Berufsalltags geworden. Das ergibt eine Umfrage 
des Verbands Bildung und Erziehung von Novem-
ber 2022. Körperliche Angriffe zählen ebenso dazu 
wie psychische Gewalt oder Cyber-Mobbing gegen 
Lehrkräfte. Die Fakten im Einzelnen.

Die Zahl der Schulen, an denen es in den letzten 

fünf Jahren Gewalt gegen pädagogisches Perso-

nal gab, hat sich „auf einem hohen Niveau einge-

pendelt“, teilt der Verband Bildung und Erziehung 

(VBE) mit. Gewalt gegen Lehrkräfte und Schullei-

tungen sei an der Tagesordnung. 

Körperliche Gewalt, Cybermobbing 
und psychische Gewalt

Ein Drittel der im Auftrag des VBE von der Forsa 

befragten Schulen gibt an, Lehrpersonal wie Schul-

leitungen seien in den letzten fünf Jahren körper-

lichen Angriffen ausgesetzt gewesen. Zwei Drittel 

der insgesamt 1.300 befragten Schulen meldeten 

zurück, dass dort in den letzten fünf Jahren Päd-

agogen psychischer Gewalt ausgesetzt gewesen 

seien. In einem Drittel der Schulen wurden Lehrer/

innen Opfer von Cyber-Mobbing. „Die Ergebnisse 

sind bedrückend“, fasst Udo Beckmann, Vorsitzen-

der des VBE zusammen. 40 Prozent der Befragten 

machen sogar eine starke Zunahme von Gewalt an 

ihrer Schule aus. Die Übergriffe gehen, so zeigt die 

Umfrage ebenfalls, gleichermaßen von Schülerin-

nen und Schülern sowie Eltern aus. In einigen Fäl-

len wurden sogar Erwachsene übergriffig, die über-

haupt keine Verbindung zur Schule haben.

Daniel Weber, Grundschullehrer und stellvertre-

tender Vorsitzender der dbb jugend nrw, bestätigt 

diesen Trend. „Es gibt Einzelfälle, in denen Lehrerin-

nen und Lehrer extrem angegangen werden“, sagt 

Weber. Seiner Einschätzung nach sei die Dunkelzif-

fer derer hoch, die solche Übergriffe gar nicht erst 

zur Sprache bringen. Es gebe immer noch Hem-

mungen, solche Übergriffe anzuzeigen, hält er fest. 

Einer der Gründe dafür: Schulleitungen möchten 

Polizeibesuch an der Schule vermeiden, um das Bild 

nach außen zu wahren. 

Gewalt gegen Lehrerinnen und Lehrer nimmt zu – die Schulleiter kritisieren 
mangelnde Unterstützung durch Schulämter und die Politik.

Fürsorgepflicht ist für viele 
Dienstherrn kein Thema

Ein großes Problem scheint vor allem die mangeln-

de Unterstützung durch übergeordnete Behörden 

zu sein. 34 Prozent der Schulleitungen gaben an, 

Schulamt, Schulministerium und die Politik würden 

sich nicht ausreichend des Problems annehmen. 

„Wenn Gewaltvorfälle vom Dienstherrn ignoriert 

werden oder die Meldung von Schulbehörden nicht 

gewünscht ist, ist das schlichtweg ein Skandal“, be-
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tont VBE-Chef Beckmannn. Schließlich gehöre es 

zur Fürsorgepflicht eines Dienstherrn, derartigen 

Meldungen nachzugehen und seine Beschäftigten 

zu schützen. Es sei das Mindeste, dass Lehrkräfte 

ihrer Arbeit unbehelligt nachgehen und unversehrt 

wieder nach Hause gehen können.

In Anbetracht der zunehmenden Unzufrieden-

heit unter Lehrkräften und Schulleitungen sei eine 

Aushöhlung des Schulwesens zu befürchten. Die 

Arbeitsbedingungen müssten sich deutlich bes-

sern. Zudem sei es überfällig, Schulen zukunftsfest 

aufzustellen. „Ohne Schulleitungen, die ihrem Job 

gerne nachgehen und denen im Schulalltag genug 

zeitliche Ressourcen zur Verfügung stehen, kann 

Schule nicht funktionieren und sich weiterentwi-

ckeln“, hält Beckmann fest.

Klares Signal gegen Gewalt 

Aus diesem Grund setzen sich VBE und dbb jugend 

nrw dafür ein, Beschäftigte darin zu unterstützen, 

sich gegen Übergriffe zur Wehr zu setzen. Lehr-

personal dürfe ebenso wenig wie auch andere Be-

schäftigte im Öffentlichen Dienst zur Zielscheibe 

von Gewalt werden, sagt die Vorsitzende der dbb 

jugend nrw Susanne Aumann. Es seien deutliche 

Signale nötig, um klar zu machen, dass Übergriffe 

auf öffentlich Bedienstete nicht nur Angriffe gegen 

die einzelnen Personen seien, sondern auch Angrif-

fe gegen den Staat.
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PKS: Übergriffe im Ordnungsamt haben sich vervierfacht 

Fausthiebe ins Gesicht, Tritte, Schläge und Bedro-
hungen: Die Zahl der Angriffe auf Zugpersonal 
oder Einsatzkräfte von Polizei und Ordnungsamt 
ist in Zeiten der Corona-Pandemie auf ein Rekord-
hoch geklettert. Dies zeigt ein Blick in die Polizei-
liche Kriminalstatistik (PKS) NRW. Welche Konse-
quenzen sich daraus ableiten lassen.

Auch die Angriffe auf Ordnungsamtsbeschäftigte haben sich erhöht, 
zeigen die Zahlen der Polizeilichen Kriminalstatistik aus dem Jahr 2020.

Angriffe auf Beschäftigte im Öffentlichen Dienst 

haben in den letzten Jahren rasant zugenommen. 

Über diese besorgniserregende Entwicklung gibt 

die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) NRW Auf-

schluss. Diese belegt seit 2019 eine Vervierfachung 

der Attacken auf „Vollstreckungsbeamten gleich-

stehende Personen“, denen in der Statistik neben 

Polizeibeamten auch die Ordnungsamtsmitarbei-

ter zugeordnet werden. Waren es 2019 noch 410 

Übergriffe, zählte die PKS NRW im Jahr 2020 in 

Summe 1.640 Angriffe. Ähnliche Zahlen präsen-

tierte das NRW-Innenministerium.

Auch in anderen Bereichen des Öffentlichen 

Dienstes verweisen seit Jahren Uniformierte wie 

Feuerwehrleute, Polizisten sowie Beschäftigte der 

Verkehrsüberwachung auf eine Zunahme von An-

griffen. In Düsseldorf brachte die Stadt seit Beginn 

des Jahres 2021 insgesamt 121 Übergriffe gegen 

Beschäftigte im Außendienst zur Anzeige, berichte-

te die Rheinische Post Ende Juli. 2020 seien es 151 

Fälle im gesamten Jahr gewesen. „Wir sind scho-

ckiert über diese Entwicklung“ sagt Susanne Au-

mann, Vorsitzende der dbb jugend nrw. Seit vielen 

Jahren setzt sich der Verband für die Verbesserung 

dieser Situation ein.

Kommunen sollten Übergriffe 
flächendeckend öffentlich machen

Eines der Probleme: Die Kommunen gehen im Fall 

von Übergriffen auf ihre Beschäftigten – gleich, ob 

diese im Bürgerbüro, Sozialamt oder Ordnungs-

amt arbeiten – unterschiedlich mit der Problem-

lage um. Zwar verfolgen viele öffentliche Arbeit-

geber mittlerweile eine Null-Toleranz-Haltung, 

sagt Aumann. Werden kommunale Beschäftigte 

während der Arbeit angegriffen oder beleidigt, se-

hen Sicherheitskonzepte und Präventionsmodel-

le entsprechende Unterstützung vor. „Dazu zählt 

vielerorts, Übergriffe anzuzeigen und daneben 

auch über das städtische Presseamt öffentlich zu 

machen“, sagt Aumann. In manchen Kommunen 

würden die Medien allerdings erst nach Verhand-

lung der Strafsache informiert. Das Argument: 

Man wolle die Täter nicht vorab über die Medien 

informieren, sondern dafür Sorge tragen, dass sie 

erstmals vor Gericht mit ihrer Tat konfrontiert 

würden.
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„Vor dem Hintergrund der Generalprävention und 

einer Null-Toleranz-Haltung ist das aus unserer 

Sicht kontraproduktiv“, sagt Aumann. Durch die 

Veröffentlichung solcher Vorfälle werde die Öf-

fentlichkeit sensibilisiert. „Denn wenn die Allge-

meinheit öffentlich mitbekommt, dass ein Über-

griff auf einen Staatsdiener niemals toleriert wird, 

in jedem Fall Strafanzeige erstattet wird und der 

Täter mit Konsequenzen rechnen muss, hat das ab-

schreckende Wirkung“, ist sich Aumann sicher. Es 

könne dazu beitragen, potenzielle Straftäter von 

einer Tat abzuhalten.

Es fehlen landesweite Standards

In zahlreichen Kommunen gibt es aus Sicht der dbb 

jugend nrw Nachbesserungsbedarf. Nicht einmal 

Schulungen, Deeskalationstrainings oder Einsatz- 

und Eingriffstechniken sind landesweit Standard. 

Die Umsetzung präventiver Maßnahmen hänge 

stark von den organisatorischen und finanziellen 

Möglichkeiten sowie der politischen Ausrichtung 

und der Priorisierung der Kommune ab, kritisiert 

der gewerkschaftliche Jugenddachverband. Aus 

diesem Grund seien einheitliche Standards in NRW 

als Rahmenbedingungen für mehr Schutz und Si-

cherheit der Beschäftigten im Öffentlichen Dienst 

nötig.

Das Land NRW habe im vergangenen Jahr mit sei-

nem Beschluss, die kommunalen Ordnungsdienste 

mehr zu unterstützen, einen Schritt in die richtige 

Richtung getan. „Dem Beschluss nach soll es ein-

heitlich hohe Standards in der Ausbildung wie 

auch Ausrüstung der Ordnungsdienste geben“, 

sagt Aumann.
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Ernüchternder Blick hinter dicke Gefängnismauern 

Seit Jahren nimmt die Zahl der Übergriffe auf Be-
schäftigte im Öffentlichen Dienst zu. In allen Berei-
chen – nur offenbar in den Justizvollzugsanstalten 
nicht. Dort kamen laut einem Bericht vom Rechts-
ausschuss des nordrhein-westfälischen Landtags 
lediglich neun Justizvollzugsbeamte im Dienst zu 
Schaden. Diese Statistik führt in die Irre. Warum 
von den beinahe täglichen Übergriffen auf Be-
schäftigte in den Justizvollzugsanstalten kaum et-
was nach außen dringt.

Tritte, Faustschläge oder Angriffe mit Messern, 

Scherben aus zerschlagenen Scheiben oder ande-

ren Gegenständen – darüber berichten viele Jus-

tizvollzugsbeamte. Sie sind beinahe Alltag. Wenn 

Achim Hirtz, stellvertretender Vorsitzender des 

Bundes der Straffvollzugsbediensteten (BSBD) in 

NRW mit seinen Kolleginnen und Kollegen spricht, 

hört er nicht nur von den körperlichen Angriffen, 

sondern auch von psychischen Übergriffen: Be-

drohungen der Beschäftigten und ihrer Familien, 

übelste Beschimpfungen und obszöne Gesten – 

letztere vor allem gegenüber den Justizvollzugs-

beamtinnen. Das ist nach Auffassung des Gewerk-

schafters mehr als belastend. Zumal diejenigen, die 

diese Drohungen aussprechen, nachweislich dazu 

in der Lage sind, ihre Ankündigungen auch in die 

Tat umzusetzen.

Insgesamt ist der Ton im Laufe der Jahre immer 

rauer geworden. Die Hemmschwelle der Gewalt 

sei bundesweit dramatisch gesunken, beklagt der 

BSBD auf Bundesebene. Auch in NRW beobachtet 

man das. Seit 2015 verzeichnet der Vollzug insge-

samt einen zunehmenden Anstieg der Gewaltbe-

reitschaft. Die Gefangenenklientel habe sich ver-

ändert, sagt Hirtz.

Neun Angriffe in ganz NRW – kann das sein?

Doch unabhängig davon, von wem ein Übergriff 

auf den Beschäftigten einer JVA ausgeht – Erfah-

rungen des BSBD NRW sowie Einzelberichte Be-

troffener belegen, dass sich die reale Situation voll-

kommen anders darstellt, als in der statistischen 

Erfassung des Justizministeriums in NRW.

Laut einer Erhebung des Justizministeriums war die Zahl von Übergriffen 
in den Justizvollzugsanstalten überraschend gering.

Warum das so ist, lässt sich verstehen, wenn man 

das „Kleingedruckte“ liest. Das Justizministerium 

unterscheidet zwischen „berichtspflichtigen“ und 

„nicht berichtspflichtigen“ Vorkommnissen. Der 

Teufel steckt eben genau in diesem Detail der 

amtssprachlichen Formulierung. Verteilt ein Häft-

ling bei einer sich hochschaukelnden Auseinan-

dersetzung mit dem Ellbogen einen Leberhaken, 

so wird dieser Fall nicht erfasst. Ebenso wenig wie 

Situationen, in denen Bedienstete verletzt werden, 

weil sie versuchen, eine Schlägerei unter Gefange-

nen zu beenden.
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Wie Erfassungsmodalitäten das Bild verfälschen

Der Grund: Diese Ereignisse zählen als „nicht be-

richtspflichtig“, denn sie ergeben sich aus der Ge-

samtsituation und sind nicht „zielgerichtet“, also 

nicht Folge eines geplanten Übergriffs. In der Sta-

tistik des Justizministeriums tauchen lediglich Vor-

fälle auf, die geplant und zielgerichtet sind, Leib 

und Leben des Beschäftigten bedrohen und erheb-

liche Verletzungsfolgen nach sich ziehen.

„Die Kollegen sind demnach beinahe gezwungen, 

sich nach einem Übergriff auf ihre Person für einen 

Tag krank zu melden, um überhaupt die Grundlage 

dafür zu schaffen, dass der Angriff meldepflichtig 

wird“, sagt Hirtz. Aufgrund von Personalnotstand, 

extremer Zahl von Überstunden und aus Rücksicht 

auf Kollegen geschehe dies jedoch meist nicht.

Um dennoch ein Lagebild zu bekommen, starte-

te der Bundesverband des BSBD im Jahr 2018 ein 

eigenes Online-Erfassungssystem. Über das melde-

ten JVA-Mitarbeiter/innen bundesweit innerhalb 

weniger Monate mehr als 600 Übergriffe: psychi-

sche wie auch körperliche Gewalt.

Beschäftigte fühlen sich oft allein gelassen 

„In einer unserer Umfragen berichteten zwei Drittel 

der Befragten, dass sie keine Unterstützung von Vor-

gesetzten erhalten, wenn es zu Übergriffen kommt“, 

sagt Hirtz. Viele melden Übergriffe schon gar nicht 

mehr. Meist werde auch keine Anzeige gestellt. Die 

Gründe dafür sind vielfältig. Einige haben sich an 

die Zustände gewöhnt und nehmen es resigniert als 

Normalität hin. „Oft führt auch die Erfahrung, dass 

Strafanzeigen eingestellt werden, dazu, dass die 

Betroffenen es lieber gleich lassen“, sagt Hirtz. Das 

belegt auch eine bundesweite eigene Umfrage des 

BSBD: Rund 70 Prozent gaben darin an, Übergriffe 

schon gar nicht mehr an die Vorgesetzten zu melden.

Diese Situation bleibt für die Betroffenen, die im 

Dienst angegangen werden und manchmal lan-

ge körperlich oder psychisch unter den Folgen zu 

leiden haben, unerträglich. „Wir fordern, dass alle 

Übergriffe nach den gleichen Kriterien erfasst wer-

den und wir valide Zahlen haben“, sagt Hirtz.

Politik und Gesellschaft wären gefragt

Doch nach dem ersten Aufschlag des Rechtsaus-

schusses in Nordrhein-Westfalen ist es nach Ja-

nuar 2020 ruhig geworden um das Thema. „Dann 

nämlich kam Corona“, resümiert Hirtz. Das hat 

die Lage in den Justizvollzugsanstalten eher noch 

zugespitzt als entspannt. Für die Betroffenen, die 

permanent Angriffen ausgesetzt sind, ist dieser Zu-

stand unhaltbar. „Es dauert zu lange, bis die Politik 

etwas tut“, moniert der stellvertretende BSBD-Lan-

deschef. Grundsätzlich sei es an der Zeit, den Stein 

wieder ins Rollen zu bringen und die politische Dis-

kussion rund um das Thema „Gewalt gegen Justiz-

vollzugsbeamte“ wieder aufzunehmen.

Auch gesellschaftlich wünscht er sich einen Ruck: Wer 

im Vollzug arbeite – also hinter dicken Mauern – den 

nehme die Öffentlichkeit nicht mehr wahr. „Wir retten 

Menschenleben und sorgen dafür, dass ein Straftäter 

nach dem Vollzug wieder in die Gesellschaft einge-

gliedert ist“, sagt Hirtz. Dabei leisteten die Beschäf-

tigten in den Justizvollzugsanstalten professionelle 

Präventionsarbeit und verhindern so, dass Vergewal-

tiger, Pädophile oder Mörder aus der Haft entlassen 

werden und die Gesellschaft weiter gefährden. Die-

se Leistung werde nicht wahrgenommen. Alleine ein 

wenig mehr Wertschätzung durch die Gesellschaft 

wäre aus Sicht der BSBD NRW wünschenswert.
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Ursache „Gewalt“ – immer weniger Bürgermeister

Sie haben es zu ihrem Beruf gemacht, sich für das 
Wohl der Bevölkerung einzusetzen. Doch auch Po-
litiker/innen werden genau deshalb immer häufi-
ger zur Zielscheibe von Hass und Gewalt. Zwei Bür-
germeister erzählen, was das konkret heißt und 
welche Konsequenzen es für sie hat.

Hassangriffe politischer Natur, Wut auf Staat und 

Verwaltung, das Gefühl gesellschaftlich abgehängt 

zu sein und alleine mit seinen Problemen dazuste-

hen – es gibt viele Gründe, warum Menschen an-

gegriffen werden, die den Staat, die Stadt oder eine 

Behörde repräsentieren. Die Angriffslust macht 

auch vor den Stadtobersten nicht Halt. Gerade sie 

sind in ihrem Amt nach außen hin sichtbar und 

greifbar. So wie Andreas Hollstein, Bürgermeister 

von Altena, und Erik Lierenfeld, Bürgermeister der 

Stadt Dormagen. Sie stehen exemplarisch für an-

dere Amtsinhaber.

Trotz persönlich erlebten Übergriffen tritt Bürgermeister Eric Lierenfeld 
für den Austausch mit Bürgern und eine offene Demokratie ein.

1.674 Straftaten gegen Amts- und Mandatsträger/

innen zählt das Bundesinnenministerium in einer 

Analyse allein im Jahr 2019. Im Jahr davor waren 

es noch 33 Prozent weniger. 72 Prozent der Bür-

germeisterinnen und Bürgermeister in Deutsch-

land berichten darüber, während der Corona-Krise 

schon einmal beleidigt, beschimpft, bedroht oder 

sogar körperlich angegriffen worden zu sein. Das 

kam bei einer Umfrage des Magazins „Kommunal“ 

im Auftrag des ARD-Politmagazins „Report Mün-

chen“ zu Tage. Im Jahr davor waren es noch 64 Pro-

zent. Die Lage spitzt sich zu. Das musste auch Erik 

Lierenfeld, Bürgermeister der Stadt Dormagen, er-

fahren.

Lierenfeld: Diskutieren gehört 
dazu – angreifen nicht

Lierenfeld habe selbst miterlebt, dass 2012 eine 

Kollegin – Mitarbeiterin im Jobcenter Neuss – er-

stochen wurde. „Ich weiß, was das mit einer ganzen 

Behörde macht“, sagt er offen heraus. Er selbst hat 

dort im Sozialamt gearbeitet und kennt die Arbeit 

für eine Kommune nicht nur als Bürgermeister. 

2014 wurde er hauptamtlicher Stadtchef in Dor-

magen. Fünf Jahre arbeitete er schon ehrenamtlich 

als stellvertretender Bürgermeister. Ein Amt sehr 

nah am Menschen, wie er selber sagt. Man trifft 

die Bevölkerung auf dem Marktplatz, diskutiert mit 

Bürgerinnen und Bürgern in Foren oder am Rande 

von Veranstaltungen. Lierenfeld schätzt das als ein 

Stück offene Demokratie. „Ich habe erlebt, dass 

man Argumente austauschen kann und trotzdem 

zum Schluss nicht einer Meinung ist“, sagt er. Das 

gehöre dazu.
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Shitstorm und Online-Angriffe mit Klarnamen

So war es auch während der Flüchtlingskrise. Kom-

munalpolitiker wurden von Teilen der Bevölkerung 

kollektiv verantwortlich gemacht für das, was aus 

Sicht der Zürnenden in Deutschland schiefläuft. 

Auch die Coronakrise markiert eine besondere Si-

tuation im Land, in der die Stimmung in der Bevöl-

kerung besonders angespannt ist. Das muss auch 

Lierenfeld im Dezember 2020 erfahren. In einem 

Instagram-Video hatte er sich zum Maskentragen 

in der Pandemie geäußert. An die nun folgenden 

drei Wochen erinnert er sich noch genau: Mitglie-

der der Querdenker-Szene lassen einen Shitstorm 

auf ihn niederprasseln.

„Es war wie eine Heuschreckenplage, die über ei-

nen herfällt“, sagt er. Hunderte von E-Mails gehen 

bei ihm ein. Instagram-Kommentare reihen sich 

unter das Video und das Bürgermeistersekretariat 

wird mit Dutzenden von Anrufen geflutet. Angrif-

fe auf seine Person sind dabei, Beleidigungen und 

auch Morddrohungen. Die bringt Lierenfeld zur An-

zeige und wendet sich an das Innenministerium. 

Angezeigt wird in Dormagen jeder Vorfall, bei dem 

Bürgerinnen und Bürger ausrasten und Kommu-

nalbeschäftigte angreifen. „Wir stehen hier für 

Null-Toleranz-gegen-Gewalt“, sagt der Stadtchef. 

Ganz gleich, ob verbale oder körperliche Gewalt, 

Angriffe im wirklichen Leben oder virtuell – man 

dürfe nicht darüber hinweggehen.

Beschäftigte müssen gleichermaßen 
geschützt werden

„Niemand ist Freiwild“, betont er. Ihm ist wichtig, 

dass das auch die Beschäftigten in der Verwal-

tung in Dormagen wissen. Man müsse ihnen den 

Rücken stärken – beispielweise durch das Stellen 

einer Strafanzeige, durch Supervision und durch 

öffentliche Aufklärung. Es gäbe auch regelmäßig 

hausinterne Runden, bei denen solche Vorfälle the-

matisiert werden. Es müssen klare Grenzen gezo-

gen werden.

„Leider erleben gerade die Menschen, deren eh-

renamtliche oder berufliche Aufgabe es ist, unser 

friedliches und geschütztes Zusammenleben zu ge-

währleisten, immer wieder, dass ihnen dabei Hass 

und blinde Aggression entgegenschlagen. Sie sind 

verbalen und körperlichen Angriffen ausgesetzt“, 

heißt es in einer Erklärung, die die politische Spit-

ze mehrerer Kommunen aus dem Rhein-Erft-Kreis 

unterzeichneten. Auch Lierenfeld unterzeichnete 

diese für seine Stadt. Damit fordern die Rhein-Erft-

Kommunen erneut mehr Respekt vor Einsatzkräf-

ten und Leistung von Polizei und Rettungsdienst. 

Hollstein: Sicherheit auch ohne 
persönlichen Polizeischutz

Auch Andreas Hollstein, Bürgermeister von Altena, 

hat als Amtsträger Schreckliches erlebt. Vor einigen 

Jahren wurde Hollstein Opfer eines Messerangriffs, 

den er nur mit Glück überlebte. Danach wurde ihm 

Polizeischutz angeboten. „Aber wo soll das hinfüh-

ren, wenn wir tausende von Bürgermeisterinnen 

und Bürgermeister unter Polizeischutz stellen wol-

len?“, fragt er. „Wir können trotz der zunehmen-

den Übergriffe auf Feuerwehrleute bei ihrer Arbeit 

auch nicht zu jedem Einsatz Sicherheitsdienste 

mitschicken“, vergleicht er seine Situation mit der 

vieler Beschäftigter im Öffentlichen Dienst.

Ob im Ordnungsamt, bei der Feuerwehr oder ge-

genüber Sanitäterinnen und Sanitätern – in allen 

Bereichen sehe man auch in Altena deutlich, dass 

der Respekt vor den dort arbeitenden Menschen 



3 Brisanz bleibt bestehen | 3.2 Praxisberichte

54

17.1
0.2

3 N
ach

 U
nfa

ll a
uf A

60 bei M
ain

z: 
Auto



fa
hre

r s
ch

re
it 

Rettu
ngsk

rä
fte

 der F
euerw

ehr a
n   

17.1
0.2

3 N
ürti

ngen: F
ahrg

äst
e ohne Tick

et s
ch

lagen 

Zugbegleite
r m

ehrm
als 

m
it 

der F
aust

 in
s G

esic
ht  

 

18.1
0.2

3 Stu
ttg

art:
 Zugbegleite

rin
 von 

Fa
hrg

ast
 se

xuell b
eläst

ig
t u

nd besp
uck

t  
  

19.1
0.2

3 Sulzb
ach

: E
in

bre
ch

er t
rit

t 

Poliz
eib

eam
te

n in
s G

esic
ht  

 

20.1
0.2

3 H
am

burg
: 1

8-Jä
hrig

er 

Ex-P
atie

nt s
tic

ht Z
ahnarz

t n
ieder  

 

20.1
0.2

3 W
iesb

aden: J
ugendlic

he w
id

ers
etz

en si
ch

 

Poliz
eikontro

lle
 u

nd sc
hlagen B

eam
te

n in
s G

esic
ht  

 

21.1
0.2

3 La
ngenbach

: M
ann ohne gülti

gem
 

Tick
et b

eiß
t u

nd sc
hubst

 Zugbegleite
r  

 

21.1
0.2

3 Ehin
gen: B

etru
nkener p

öbelt 
Gäst

e 

in
 B

ar a
n u

nd prü
gelt 

sic
h m

it 
Poliz

ist
en   

22.1
0.2

3 W
in

se
n: K

ontro
lle

ur u
nd B

undesp
oliz

ist
en 

w
erd

en von Fa
hrg

ast
 ohne Tick

et a
ngegrif

fe
n   

22.1
0.2

3 D
orn

birn
: A

ggre
ss

iver M
ann 

beiß
t P

oliz
eib

eam
te

n in
 den D

aum
en   

verloren gehe. „Der letzte Drohanruf ist bei mir erst 

gestern eingegangen“, sagt er. Die Botschaft des 

Anrufers ist beängstigend: „Schade, dass sie dich 

nicht erwischt haben!“

Viele haben keine Vorstellung von 
den Inhalten der Hassmails

Bei einem Hamburger Theaterfestival hat Hollstein 

durch den „Chor des Hasses“, neben anderen Pro-

minenten wie Ursula von der Leyen oder Cem Öz-

demir, E-Mails und Drohbriefe vorlesen lassen, die 

ihn erreicht haben. Weil es wichtig sei, die Öffent-

lichkeit damit zu konfrontieren. Denn viele Leute 

könnten sich nicht vorstellen, was ein Amtsträger 

alles zu lesen bekommt. „Du wirst verrecken“ oder 

„Schade, dass sie dich Ratte nicht gekriegt haben“ 

– das sind nur Auszüge aus den hasserfüllten Mit-

teilungen, die ihm zugeschickt werden. Auch er 

bemängelt wie Lierenfeld den Umgang in den so-

zialen Netzwerken. Vielfach herrsche dort die Auf-

fassung vor, alles sagen und machen zu dürfen, 

was man wolle. Die Meinung anderer zu respek-

tieren sei vollkommen aus der Mode gekommen. 

„Viele sehen ihre eigenen Ansprüche als absolut 

an“, sagt er.

Zeichen der Solidarität machen stark

Trotz vieler Einschüchterungsversuche setzt Holl-

stein sich auch weiterhin für die Dinge ein, die er 

für wichtig erachtet. Das sind nicht nur politische 

Ziele, für die er angegangen wird. Es ist auch eine 

Null-Toleranz-Haltung gegenüber Gewalt und An-

feindungen, die seine Mitarbeitenden oder auch 

ihn selbst erreichen. Wenn er strafrechtlich vorge-

hen könne, tue er das. „Die Gesellschaft wird nicht 

besser, wenn wir schweigen“, sagt er. Also spricht 

er darüber. Immer wenn es notwendig ist. Er sieht 

eine Verpflichtung darin, allen den Rücken zu stär-

ken, die sich vor Ort engagieren. In Altena werde 

viel auf Basis bürgerschaftlichen Engagements 

möglich gemacht. Er merke, dass die Menschen ihn 

als eine Art Schutzschirm sehen. Er sehe es als sei-

ne Aufgabe als Bürgermeister daran mitzuwirken, 

Menschen stark zu machen. Das seien wir unserer 

Gesellschaft und unserer Demokratie schuldig.

Große Solidarität habe er auch nach dem Messer-

angriff auf sich selbst erlebt, als es eine Spontan-

demo gegeben habe, zu der 300 Menschen mit 

Kerzen gekommen seien. Hollstein macht das stark 

für seinen Job und auch stark in dem Vorhaben, 

weiterhin den Mund auf zu machen gegen die 

Verrohung. Seine Familie mache das nicht immer 

glücklich, dennoch stehe sie hinter ihm. Darum ist 

er weiter Bürgermeister von Altena.
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Aus physischen Folgen erwachsen manchmal psychische 

Verdrehte Arme, blaue Flecke, Prellungen oder so-
gar Bisswunden – körperliche Übergriffe auf Be-
schäftigte im Öffentlichen Dienst sind mitunter 
nicht nur schmerzhaft, sondern auch gefährlich. 
Manche Beschäftigte bezahlen Messerattacken 
mit ihrem Leben. Selbst wenn es sich bei vielen 
um leichte bis mittelschwere äußere Verletzung 
handelt, die augenscheinlich verheilen, bleiben 
psychische Traumata. Verschiedene Studien geben 
Aufschluss darüber, wo und mit welchen Folgen öf-
fentlich Bedienstete verletzt werden. 

Besonders häufig trifft es die, die in Ordnungs-

ämtern oder Bürgerbüros arbeiten. Das geht aus 

einem Forschungsbericht der Universität Speyer 

aus dem Jahr 2020 hervor. So erlebten 314 von 

1000  Beschäftigten der befragten Ordnungsbe-

hörden zwischen 2019 und 2020 einen Übergriff. 

Daneben sind auch die Justiz und Gerichtsvollzie-

her/innen besonders betroffen. In der Sozial- und 

Arbeitsverwaltung des Bundes und der Länder hin-

gegen sind im Schnitt nur 10 von 1000 Beschäftig-

ten Opfer von Übergriffen.

Männer werden geschlagen, Frauen beleidigt

Was die Statistik der Universität Speyer dazu auch 

festhält: Männliche Beschäftigte sind im Schnitt 

sechsmal häufiger von gewalttätigen Übergriffen 

betroffen als ihre Kolleginnen. Frauen hingegen 

werden eher verbal angegriffen als geschlagen, ge-

schubst oder bespuckt.

Zwar kommt es meist zu verbalen Entgleisungen, 

doch hält die Statistik auch Fälle schwerer und 

leichterer Körperverletzung, sexueller Gewalt und 

versuchter Tötung fest. Ausgerissene Haare, Häma-

tome, Kratz-, Biss- oder Stichwunden sowie Würge-

male zählen zu den Folgen solch körperlicher An-

griffe. Auch Knochenbrüche, Stichwunden durch 

Messer oder Gehirnerschütterungen kommen vor, 

halten Unfallkassen und Berufsgenossenschaften 

in einem Bericht fest.

Was zudem auffällt: Auch der Einsatz von Waffen 

gegen Beschäftigte im Öffentlichen Dienst nimmt 

zu. Es kam sogar zu tödlichen Angriffen auf Sach-

bearbeiter/innen in Jobcentern. Anfang 2022 

machte – so ein anderes Beispiel – die Erschießung 

einer Polizeibeamtin und ihres Kollegen bei einer 

nächtlichen Kontrolle von zwei Wilderern in Rhein-

land-Pfalz Schlagzeilen. 

Ein Faustschlag erzielt sichtbare körperliche Verletzungen, doch viele physi-
sche Angriffe hinterlassen zudem psychische Folgen, die unsichtbar sind.

Auch in Situationen, die glimpflicher enden, sind 

neben den zu bewältigenden physischen Folgen 

daraus resultierende psychische Folgen ein ernst-

zunehmendes Problem. Solche machen sich in 

manchen Fällen unmittelbar, manchmal jedoch 
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auch erst zeitversetzt bemerkbar. Sie treten auf in 

Form von Schlafstörungen, depressiven Erkrankun-

gen, Angstzuständen, Traumata oder posttrauma-

tischen Belastungsstörungen.

Dies macht nach Auffassung der dbb jugend nrw 

einmal mehr notwendig, dass jeder Übergriff auch 

dokumentiert wird und über den Dienstherrn zur 

Anzeige kommt. Denn eines der herausstechenden 

Probleme nach Übergriffen ist, dass sie trotz weit-

reichender Folgen nicht immer als qualifizierter 

Dienstunfall anerkannt werden. Im Verhältnis zum 

sogenannten einfachen Dienstunfall zieht ein qua-

lifizierter Dienstunfall meist eine bessere versor-

gungsrechtliche Fürsorge des Dienstherrn nach sich.

„Alleine aus Fürsorgegründen sollten Betroffene 

bei körperlichen wie auch seelischen Verletzun-

gen den besonderen Schutz der Arbeitgeber und 

Dienstherren erhalten“, sagt Susanne Aumann, 

Vorsitzende der dbb jugend nrw. Bei umfassen-

dem Dienstunfallschutz nämlich erhalten die Op-

fer besondere Unterstützung. Auch zivilrechtliche 

Ansprüche wie Schmerzensgeld sollten sie gegen-

über den Angreifern geltend machen. „Die können, 

wenn sie aus einer Straftat erwachsen, in einem so-

genannten Adhäsionsverfahren auch im Strafpro-

zess geltend gemacht werden“, erklärt Aumann.
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Oft psychische Last bei der Arbeit zu wenig beachtet 

Es muss nicht ein gebrochener Fuß sein, der eine 
Arbeitsunfähigkeit bedingt. Auch psychische Be-
lastungen können die Gesundheit ruinieren. Das 
kommt viel häufiger vor, als landläufig bekannt ist 
und geht mit schwerwiegenden Einschränkungen 
einher. Durch geeignete Präventionsmaßnahmen 
kann das Risiko einer psychischen Erkrankung ver-
ringert werden. Darum soll der Arbeitgeber ge-
nau das in der Gefährdungsbeurteilung für jeden 
Arbeitsplatz erfassen. In der Praxis geschieht dies 
jedoch häufig nicht.

„Ich bin ja kein Arzt, ich habe hier keine Couch ste-

hen“, das hört Mathias Knust häufiger von Arbeit-

gebern, wenn es um psychische Belastungen und 

deren Vermeidung am Arbeitsplatz geht. Knust 

ist stellvertretender Landesvorsitzender der Ge-

werkschaft Technik und Naturwissenschaft (BTB 

NRW) und Gewerbeaufsichtsbeamter bei der Be-

zirksregierung Arnsberg. Sein Job dreht sich um die 

Einhaltung der Arbeitsschutzvorschriften. Dabei 

geht es nicht nur um Schutzhelme, Sicherheits-

brillen oder Schutzhandschuhe, die dabei helfen, 

die körperliche Unversehrtheit sicherzustellen. Es 

geht auch darum, Bereiche ausfindig zu machen, in 

denen psychische Belastungen auftreten können 

und dort Abhilfe zu schaffen. „Denn Arbeitgeber 

müssen auch bezüglich der psychischen Belastung 

nach technischen, organisatorischen oder persön-

lichen Maßnahmen suchen, um Sorge für einen si-

cheren Arbeitsplatz zu tragen“, sagt Knust.

Psychische Belastung hat nichts 
mit „Weichei“ zu tun

Psychische Belastung – das wird oft missgedeutet 

und als „Weichei-Dasein“ verstanden. Oft bringt 

man psychische Erkrankungen damit in Zusam-

menhang, therapeutisch auf der Couch zu enden. 

Doch stehen bei betrieblichem Arbeitsschutz vor 

allem ganz handfeste Dinge im Fokus wie Arbeits-

belastung, Stress, Über- und Unterforderung sowie 

Erleichterungsmechanismen. „Wenn in der Pflege 

immer kürzere Zeitintervalle zur Versorgung von 

Pflegebedürftigen angesetzt werden, dann kann 

das zur psychischen Überlastung beitragen“, sagt 

Knust.

Oft mündet eine psychische Überlastung in einer 

psychischen Erkrankung, weiß der Psychologe 

und Chefarzt der Heiligenfeld Klinik Berlin, Sven 

Steffes-Holländer. Es gebe sehr viele Behörden, 

in der es solche Fälle gebe. Es kann jeden treffen. 

Auch Menschen, die sich eigentlich als stressre-

sistent und in dieser Hinsicht nicht empfänglich 

einschätzen. 

Psychische Erkrankungen sind mit erheblichen Ein-

schränkungen verbunden. „Hat jemand einen ver-

stauchten Fuß, beschränkt sich die Einschränkung 

darauf, schlecht laufen zu können“, so der Experte. 

Psychische Erkrankungen betreffen jedoch jeden 

Moment im Alltag und jeden Kontakt. Darum sei 

der Grad an Behinderung im Alltag viel größer als 

bei vielen körperlichen Leiden.

Was für viele die Problematik verschärft, sind 

Selbstzweifel, die sich bei den Betroffenen einstel-

len können. Oft schwirren Gedanken wie: „Andere 

schaffen den Job doch auch und kommen mit den 

Bedingungen anscheinend problemlos zurecht“ 

durch die Köpfe. Darum empfindet mancher seine 

Situation als persönliche Schwäche oder eigenes 

Versagen.
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Was alles zur Last werden kann

Knust kennt viele Beispiele aus der Praxis, in der es 

manchmal nur um Kleinigkeiten geht, die aber auf 

Dauer zur großen Last werden können. Wird bei-

spielsweise eine neue EDV eingeführt, kann dies 

zwar langfristig eine zeitliche Erleichterung bedeu-

ten, in der Zeit der Umstellung aber auch eine Mehr-

belastung sein. Mehrbelastung wiederum bringt 

Unzufriedenheit und Stress mit sich: Das Wohlbe-

finden leidet. Eine ganz einfache Abhilfemöglichkeit 

liege darin, vor der Beschaffung neuer Systeme zum 

Beispiel die Belegschaft miteinzubeziehen und Feh-

lerquellen oder Problembereiche vorher aufzuspü-

ren. „Die Beteiligung und Mitbestimmung trägt zur 

Akzeptanz und zum Wohlbefinden bei“, sagt Knust.

Ein anderes Beispiel, das in öffentlichen Verwal-

tungen häufiger eine Rolle spielt: Alleinarbeit im 

Büro. Besonders zu Randzeiten oder in baulich ver-

schachtelten Gebäuden kann es dazu kommen, 

dass Beschäftigte alleine sitzen. „Gibt es bei langen 

Diensten die Möglichkeit der Einzahlung von For-

derungen in eine Handkasse, kann das zu einem Ri-

siko werden“, sagt Knust. Darum sieht er in solchen 

Fällen Handlungsbedarf, um die Beschäftigten vor 

Übergriffen zu schützen. Es sei fraglich, ob dann 

eine Notruffunktion per Tastenkombination auf 

der Computer-Tastatur als technische Schutzmaß-

nahme ausreichend sei. „Da muss der Arbeitgeber 

ran und weitere organisatorische Maßnahmen ge-

währleisten wie zum Beispiel eine doppelte Beset-

zung in diesen Zeiten“, sagt er.

Tipps für die Praxis

Sein Rat in allen Fragen rund um den Bereich des 

Arbeitsschutzes: „Wenn man mit seinem Anlie-

gen beim Arbeitgeber nicht weiterkommt, gibt 

es noch andere Akteure. Auch der Betriebs- und 

Personalrat sowie die Fachkraft für Arbeitssicher-

heit oder Arbeitsmediziner können oft mit ihrer 

Fachkompetenz helfen.“ Sollte das dann immer 

noch nicht reichen, gibt es in NRW die Gewerbe-

aufsichtsbeamten. Diese sind in den Bezirksregie-

rungen angesiedelt. Als Sonderbehörden seien 

diese für die Beratung, Einhaltung und Überwa-

chung der gültigen Arbeitsschutzvorschriften zu-

ständig.

Fazit: In allen Angelegenheiten rund um den Ar-

beitsschutz ist in erster Linie der Arbeitgeber der 

Adressat. Er hat Sorge dafür zu tragen, die Sicher-

heit und den Gesundheitsschutz der Beschäftigten 

bei der Arbeit zu sichern und zu verbessern. Dies 

schließt auch die psychische Belastung bei der Ar-

beit mit ein – so ist es in § 5 Abs. 3, Nr. 6 Arbeits-

schutzgesetz geregelt.

Symptomatik erkennen und ernst nehmen

Nur selten sind sich die Betroffenen über eine 
psychische Überbelastung bewusst. Es seien 
schleichende Prozesse, die dazu führen. Erken-
nungszeichen sind:

	■ Reizbarkeit und Dünnhäutigkeit
	■ Betroffene zeigen sich verstärkt unsicher und 

ohne Selbstvertrauen
	■ Sie ziehen sich zurück
	■ Sie leiden unter Ängsten
	■ Sie sind erschöpft und kraftlos, niedergeschla-

gen und traurig

Einige reagieren unangemessen überschwäng-
lich und euphorisch oder neigen zu waghalsigen 
Aktionen.

Typische Anzeichen einer Erschöpfungsdepres-
sion sind zudem: Schlaflosigkeit, Kopfschmerzen, 
Verspannungen der Muskulatur, Konzentrations-
schwäche, Rückenschmerzen oder Appetitlosig-
keit.
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Anfeindungen erhöhen das Risiko psychischer Erkrankungen

Nicht nur körperliche Gewalt hinterlässt Spuren 
bei den Beschäftigten. Auch verbale Entgleisungen 
des Gegenübers bleiben haften. Über einen länge-
ren Zeitraum hinweg addieren sie sich, bis irgend-
wann die psychische Last einfach zu groß wird. 
Viele Betroffene überkommt in dieser Situation 
ein Gefühl von Ohnmacht und Kontrollverlust. 

Auch dauernde verbale Angriffe können psychische Folgen haben, die 
oftmals jedoch erst mit der Zeit wahrgenommen werden.

Der Psychologe und Chefarzt der Heiligenfeld Klinik 

Berlin, Sven Steffes-Holländer, erlebt die Folgen von 

permanenten Übergriffen bei seiner täglichen Ar-

beit: Er behandelt und begleitet Menschen aus dem 

Öffentlichen Dienst, die diesem Druck irgendwann 

nicht mehr gewachsen sind und in Folge dessen mit 

unerklärlichen körperlichen Beschwerden, Ängsten 

und Depressionen in seiner Klinik Hilfe suchen.

„Wenn man ständig Anfeindungen und Angriffen 

ausgesetzt ist, hilft es irgendwann auch nicht mehr, 

sich klar zu machen, dass man nicht persönlich ge-

meint ist, sondern als Repräsentant seines Berufs“, 

sagt der Psychologe. Man reagiert emotional, gerät 

unter Stress. „Dieser sorgt für einen Daueralarm 

im Hirn und begünstigt das Auftreten von psychi-

schen Erkrankungen“, so der Experte.

Krank durch psychische Last

Selten ist das nicht. 65 Prozent der Beschäftigten 

der Berliner Ordnungsämter gaben beispielswei-

se in einer repräsentativen Umfrage aus dem Jahr 

2016 an, psychische Gewalt am Arbeitsplatz erlebt 

zu haben. „Bei jedem Arbeitnehmer gibt es ein ho-

hes Potenzial, im Arbeitsleben mit Übergriffen kon-

frontiert zu werden“, sagt Steffes-Holländer. Über 

10.000 Beschäftigte erlitten 2016 einen melde-

pflichtigen Arbeitsunfall durch die Einwirkung von 

physischer oder psychischer Gewalt, zeigen Zahlen 

der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung. 

Man spreche also keineswegs von einem Randphä-

nomen betont der Experte. 

Die Dunkelziffer ist vermutlich noch höher. Denn 

aus Scham oder aus dem Gefühl heraus, Kollegen-

innen und Kollegen nicht belasten zu wollen, wer-

de häufig über Gewalterlebnisse nicht gesprochen, 

sagt Steffes-Holländer. Manchmal haben Betroffe-

ne das Gefühl, das Erlebte würde außer ihnen nie-

manden interessieren oder nur „Insider“ könnten 

es verstehen. Aus Selbstschutz oder der Überzeu-

gung, Privates von Dienstlichem trennen zu müs-

sen, schweigen leider viele.

Es gilt nicht nur, adäquat auf ein psychisch belas-

tendes Ereignis zu reagieren, sondern dessen Ein-

treten nach Möglichkeit präventiv zu verhindern. 

Insbesondere Politessen, Mitarbeitende in Sozial-

ämtern oder Busfahrer/innen erleben dies häufig 
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im Umgang mit Kunden. Mal sind es alkoholisierte 

Fahrgäste, ein anderes Mal aufgebrachte Bürger.

„Solche Situationen kann man zum Beispiel ganz 

konkret dadurch entschärfen, dass man die Be-

schäftigten nicht alleine in Brennpunkte gehen 

lässt“, sagt Mathias Knust, stellvertretender Lan-

desvorsitzender der Gewerkschaft Technik und 

Naturwissenschaft (BTB NRW). Knust arbeitet 

als Gewerbeaufsichtsbeamter bei der Bezirksre-

gierung Arnsberg. Bei seinem Job geht es um die 

Einhaltung der Arbeitsschutzvorschriften. In vie-

len Beschäftigungsfeldern kann jedoch auch der 

persönliche Schutz über den Arbeitsplatz hinaus 

sinnvoll sein. Drohungen wie „Ich finde raus, wo du 

wohnst“ oder Fragen wie „Haben Sie Kinder?“ oder 

„Wie geht es Ihrer Familie?“ würden an Bedrohung 

verlieren, wenn eine Auskunftssperre im Melde-

register möglich wäre. Meist sind das jedoch Ein-

zelfallentscheidungen, denen man mit Nachdruck 

selbst nachgehen muss. 

Nicht immer sei nachvollziehbar, aus welchem 

Grund die Umsetzung nicht erfolge. Knust erinnert 

sich an das Beispiel eines Streifenbeamten, der die 

Auskunftssperre nicht bekam. „Sein Vorgesetzter 

hingegen bekam sie.“ Der Grund, der oftmals bei 

der Ablehnung genannt werde: Es müsse zunächst 

etwas vorgefallen sein. „Dies widerspricht dem 

Grundgedanken des Arbeitsschutzes“, sagt Knust.

Nach einem Übergriff – Rückhalt 
innerhalb der Behörde wichtig

Geschehen Übergriffe, stelle sich für den einzelnen 

die Frage: Wie gehe ich damit um? Finde ich Gehör 

bei meinen Vorgesetzten? Nicht immer ist das der 

Fall. Eine mögliche Folge: Das Problem werde unter 

den Tisch gekehrt. Mangelnde Unterstützung ver-

stärke allerdings den Stress. Die Betroffenen ver-

harren in der Situation, werden in möglicher Folge 

handlungsunfähig und können nicht mehr so re-

agieren, wie sie es normalerweise täten. 

Es ist wichtig, dass in Berufen, die mit besonderen 

Belastungen verknüpft sind, Ansprechpartner/in-

nen zur Krisenintervention zur Verfügung stehen. 

Hier ist der Arbeitgeber in der Pflicht „Besonders in 

traumatisierenden Situationen kann es nötig wer-

den, Beschäftigten gleich die Option zu geben, aus 

der Situation zu gehen“, sagt Knust. Auch eine pro-

fessionelle Nachbetreuung sollte aus seiner Sicht 

bereits im Vorfeld organisiert sein.

Nach Erfahrung von Steffes-Holländer falle es 

Menschen oft leichter, sich innerhalb eines ex-

ternen Hilfsangebots zu öffnen. Nach einem akut 

belastenden Ereignis ist es ergänzend sinnvoll, in-

terne Hilfsforen zu nutzen, denn diese stehen un-

mittelbar zur Verfügung. 

Auch die Rückkehr an den Arbeitsplatz nach der 

Therapie sei oftmals nicht einfach. Meist herrscht 

Verunsicherung auf allen Seiten. Kollegeninnen 

und Kollegen halten Betroffene möglicherweise 

für weniger belastbar und Betroffene haben ein 

ungutes Gefühl, weil ihnen meist klar ist, dass 

durch ihren Ausfall die Arbeitslast für die Kollegen 

angestiegen ist.

Wer den Betroffenen den Wiedereinstieg leich-

ter gestalten möchte, dem rät Steffes-Holländer: 

Verhalten Sie sich ähnlich wie in Fällen, in dem 

jemand einen Todesfall in der Familie hatte. Spre-

chen Sie ihn an und fragen Sie, wie es ihm geht. 

„Wenn es nicht vorwurfsvoll oder bewertend ge-

schieht, findet man so in ein lockeres Gespräch 

miteinander.“
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Alarmierender Bürgermeisterschwund 

Ein neuer Trend macht sich breit: Immer weniger 
Politikerinnen und Politiker sind bereit, sich für das 
Amt als Bürgermeisterin oder Bürgermeister zur 
Wahl zu stellen. Die Folge: Die Positionen bleiben 
unbesetzt. Die Gründe dafür sind alarmierend.

Anfang März 2024 gab Michael Stolze, Bürger-

meister von Markt Schwaben, seinen Rücktritt 

bekannt. Auch wenn der bayerische Ort Markt 

Schwaben mehr als 600 Kilometer von NRW ent-

fernt liegt – das Problem, das dort sichtbar wird, ist 

auch in vielen Kommunen NRWs offenkundig. Der 

Grund für seinen Rücktritt: „Respekt und Anstand 

gehen verloren“, wie es Stolze in einem Interview 

formuliert.

Immer mehr Bürgermeisterposten bleiben aufgrund wachsender Anfein-
dungen bis ins Privatleben hinein unbesetzt.

Das Klima hat sich insgesamt verschärft: Dem SPD-

Politiker Matthias Ecke wird in Dresden von einem 

Jugendlichen das Jochbein gebrochen, die Grünen-

Lokalpolitikerin Yvonne Mosler bedrängt, bedroht 

und bespuckt, die Berliner Wirtschaftssenatorin 

Franziska Giffey (SPD) in einer Bibliothek tätlich an-

gegriffen und verletzt. Dies sind weitere drastische 

Beispiele von Attacken gegen Politiker/innen.

Straftaten um 200 Prozent gestiegen

Das Kommunale Monitoring (KoMo) aus dem Jahr 

2022 kommt zu dem Ergebnis, dass 45 Prozent 

der befragten Amtspersonen bereits angegriffen 

wurden. Das Meinungsforschungsinstitut Forsa 

kommt laut einer Umfrage aus dem Jahr 2021 auf 

57 Prozent und das Verwaltungsmagazin „kommu-

nal“ kommt 2020 auf 64 Prozent. 1.674 Straftaten 

gegen Amts- und Mandatsträger zählt das Bun-

desinnenministerium im Jahr 2019. Zusätzlich er-

schreckend: Die Zahlen steigen in den letzten Jah-

ren kontinuierlich an.

Auch in Bayern registriert man erschrocken eine 

Zunahme an Übergriffen auf Kommunalpolitiker. 

267 Straftaten zählte das dortige Innenministeri-

um im Jahr 2022. Damit verdoppelte sich die Zahl. 

In 179 Fällen konnte man die Täter ermitteln. Unter 

den Delikten: beleidigende Mails, körperliche Ge-

walt, Nötigung, Bedrohung, Erpressungsversuche, 

Hasskommentare in den sozialen Netzwerken und 

vieles mehr.

Alleine 105 Straftaten fanden digital statt, also per 

E-Mail und im Internet. Für NRW lassen sich keine 

Zahlen nennen. Eine Anfrage der dbb jugend nrw 

diesbezüglich blieb aus dem NRW-Innenministe-

rium unbeantwortet. Dennoch lässt sich ein gene-

reller Trend ableiten, denn das Bundeskriminalamt 

liefert bundesweite Übersichtszahlen: Demnach 

sind die Straftaten gegen Amts- und Mandatsträ-

ger in den letzten vier Jahren um fast 200 Prozent 
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gestiegen. Zum letzten Erhebungszeitpunkt im 

Jahr 2021 wurden 4458 Straftaten erfasst, im Jahr 

2017 waren es noch 1527.

Respektlosigkeit und mangelnde Wertschätzung

Bei der Umfrage des SWR aus dem Jahr 2024, an 

der sich mehr als 600 Bürgermeisterinnen und Bür-

germeister beteiligten, wird auch das Anspruchs-

denken vieler Bürger thematisiert. 18 Prozent der 

Befragten geben an, dass sie zu wenig Respekt 

erfahren. Manche der Befragten geben in diesem 

Zusammenhang auch Beleidigungen und Angriffe 

zu Protokoll. Bürgermeister/innen berichten über 

eine gefährliche Mischung aus Anspruchsdenken 

und Verrohung der Sprache. Falsch berechnete Ge-

bührenbescheide führen gleich zu einem Shitstorm 

und einer digitalen Hetzjagd.

Ein zusätzliches Problem: Die Anforderungen an 

Bürgermeisterinnen und Bürgermeister steigen 

immer weiter. Gründe dafür sind häufig die im-

mense Belastung sowie die schwierige Haushalts-

situation. Kommunen bekommen immer mehr 

Aufgaben übertragen, befinden sich aber meist oh-

nehin schon im Nothaushalt. Da werden Kita-Aus-

bauten und Unterhalt beispielsweise zur fast nicht 

meisterbaren Herausforderung. Rund 38 Prozent 

der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister ge-

ben bei der Umfrage des SWR an, es fehle ihnen an 

Unterstützung durch die Verbandsgemeinde, den 

Kreis sowie die Landesregierung. Hinzu komme ein 

wachsender Bürokratiewahnsinn vermengt mit 

fehlenden Entscheidungsbefugnissen und kurzen 

Entscheidungswegen.

„Besonders drastisch ist, dass es selbst gegen Eh-

renamtliche derart massive Anfeindungen gibt“, 

stellt die Vorsitzende der dbb jugend nrw Susanne 

Aumann heraus. Es fehle einfach an Wertschät-

zung diesen Ämtern gegenüber. Darum sei es un-

erlässlich, Hass und Hetze konsequent zur Anzeige 

zu bringen. „Dies sollten Bürgermeisterinnen und 

Bürgermeister zu ihrem eigenen Wohl ebenso wie 

zum Wohl ihrer Mitarbeitenden tun“, sagt Aumann. 

Nur so könne man ein Aufhorchen und Umdenken 

in der Gesellschaft in Gang bringen. „Wir brauchen 

also weiterhin den öffentlichen Diskurs darüber, 

um das Thema in den Köpfen zu halten und etwas 

zu erreichen.“ Wenn das nicht gelinge, werde man 

nicht nur bei Wahlen in viele Kommunen vor der 

Situation stehen, dass sich niemand mehr für das 

Amt des Bürgermeisters oder der Bürgermeisterin 

zur Verfügung stellen will.
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„Wenn mehr Personal da wäre, wäre das hilfreich“ 

Ordnungskräfte müssen Kampfsport trainieren, Be-
schäftigte in Bürgerbüros jederzeit auf Angriffe von 
Bürger/innen vorbereitet sein: Es läuft gehörig et-
was schief. Dazu, was jetzt passieren muss, äußert 
sich die 1. Stellvertretende Vorsitzende der dbb  
jugend nrw Nicole Schorn im ZDF-Mittagsmagazin.

Studien dokumentieren die zunehmende Gewalt ge-

gen Beschäftigte im Öffentlichen Dienst. Laut einer 

Umfrage des dbb vom Juli 2023 erlebt durchschnitt-

lich die Hälfte der Beschäftigten Übergriffe. In man-

chen Berufen liegt diese Zahl deutlich darüber. 

Nicole Schorn kennt das Problem. Sie hat selbst im 

Bürgeramt gearbeitet und berichtet im ZDF-Mittags-

magazin, was sie dort erlebt hat: „Mir wurden Sachen 

ins Gesicht geschmissen; ich wurde fast täglich belei-

digt.“ Bisweilen fliegen auch Stühle, wenn es darum 

gehe, das eigene Anliegen im Amt durchzusetzen.

„Es wird zunehmend körperlicher“, sagt Schorn im 

Interview. Darum fordert sie von der Politik die ver-

pflichtende Einführung von Schutz- und Gewalt-

konzepten. „Jeder Übergriff muss verfolgt werden. 

Notfallmeldeanlagen müssen bei den Verwaltun-

gen eingerichtet werden“, bringt Schorn es im ZDF 

auf den Punkt. Die Politik sei in der Pflicht, die Ge-

setzeslage dahingehend zu verändern.

„Wir brauchen mehr Personal“, sagt Schorn. Das sei 

notwendig, um die Leistung der Behörden zu ver-

bessern. Genau diese wird von Bürgerinnen und 

Bürgern nämlich kritisch wahrgenommen, zeigt 

die forsa-Umfrage im Auftrag des dbb.

Den Daten nach halten 69 Prozent der Befragten 

den Staat angesichts der Fülle seiner Aufgaben 

und Probleme für überfordert. Das Problem zeigt 

sich dann in den Behörden: „Die Beschäftigten 

bekommen es als erste ab“, sagt Schorn. Sie ste-

hen stellvertretend für den Staat. Sind Termine 

nicht zeitnah möglich oder dauert die Bearbei-

tung eines Antrags zu lange, bekommen sie den 

Frust ab.

Nicole Schorn fordert im ZDF-Mittagsmagazin die Politik auf, Schutz
konzepte verpflichtend zu etablieren. 

Personalaufstockung würde schnellere 
Terminvergabe möglich machen

Welche Maßnahmen könnten das verändern und 

das Vertrauen in den Staat wiederherstellen? 

„Wenn die Bürger merken, dass mehr Personal da 

ist, man schneller Termine bekommt und die Anfra-

gen schneller beantwortet werden können – das 

wäre schon hilfreich“, sagt die 1. Stellvertretende 

Vorsitzende. Auch moniert sie die stockende Digi-

talisierung im Öffentlichen Dienst. „Dort Mittel – 

wie öffentlich angekündigt – zu streichen, wäre für 

uns ein riesiger Verlust“, so Schorn.
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Ausblick – unsere Forderungen

Durch die Kampagne „Gefahrenzone Öffentlicher 
Dienst“ hat sich eine Menge in Sachen Sicherheit 
für die Beschäftigten im Öffentlichen Dienst getan. 
Ob und wie viel Unterstützung Betroffene jedoch 
im Ernstfall von Behördenleitern und Vorgesetz-
ten erhalten, ist oft jedoch immer noch Sache des 
Zufalls. Übergeordnete Regelungen dazu gibt es 
aufgrund von Zuständigkeitshoheiten nicht. Was 
noch passieren muss.

Jede Menge Bedarf gibt es in Hinblick auf präventive 

Schulungen, zeitnahe Reaktionen und Nachsorgean-

geboten. Was zudem auffällt: Es lässt sich feststellen, 

dass Beschäftigte im Öffentlichen Dienst sehr viel häu-

figer Opfer verbaler als körperlicher Gewalt werden. 

Zugleich werden Beleidigungen und andere verbale 

Gewalt seltener gemeldet als körperliche Übergriffe.  

Dennoch wird bislang das Augenmerk vor allem auf 

körperliche Übergriffe gelegt und die Folgen psy-

chischer Angriffe häufig unterschätzt. Sie können 

bei Betroffenen jedoch zu Posttraumatischen Belas-

tungsstörungen und Depressionen reichen, wie eine 

Studie der Universität Speyer aus dem Jahr 2020 

belegt. Untersuchungsergebnisse weisen darauf 

hin, dass verbale Aggressionen für die Betroffenen 

genauso belastend sein können wie körperliche 

Aggressionen.

Im Öffentlichen Dienst zu arbeiten darf für nie-

manden körperlich gefährlich oder psychisch be-

lastend sein. Das wird auch künftig erklärtes Ziel 

der dbb jugend nrw sein.

Unsere Forderungen:

1.	 Alle Angriffe gegen Beschäftigte im Öffentlichen 
Dienst in der Polizeilichen Kriminalstatistik zent-
ral erfassen – demnach die bisherige Ausweitung 
von Übergriffen auf Vollzugsbeamtinnen und 
-beamte sowie Rettungskräfte und Beschäftigte 
des Ordnungsamts auf alle Berufsgruppen des 
Öffentlichen Dienstes ausweiten.

2.	 Bundesweite, statistische Erhebungen durch 
Melde- und Auskunftssysteme einführen.

3.	 Justizbehörden für eine konsequente und zeitna-
he Verfolgung von Straftaten personell verstärken. 

4.	 Ganzheitliche Sicherheitskonzepte nach dem 
Vorbild des „Aachener Modells“ für alle Behörden 
verpflichtend machen und Null-Toleranz-Strate-
gien etablieren und stärken.

5.	 Präventionsmaßnahmen, die spezifisch auf die 
Risiken und die Situation der einzelnen Arbeits-
bereiche abgestimmt sind, in einem Gesamt-
konzept bündeln, statt einem Fahrplan für alle 
Bereiche.

6.	 Konsequente Anzeige nach Übergriffen durch Ar-
beitgeber und Dienstherren einführen sowie das 
Ausschöpfen von Maßnahmen wie Hausverbot 
oder Verwarnungen verpflichtend machen.

7.	 Arbeitgeber und Dienstherren verpflichten, be-
troffene Beschäftigte in Fragen der physischen und 
psychischen Gesundheit zu unterstützen, die sich 
aus Beleidigungen und Übergriffen ergeben.

8.	 Beschäftigten im Außendienst und sensiblen be-
suchsstarken Bereichen Zugriff auf sicherheits-
relevante Erkenntnisse der Polizei und anderer 
Behörden ermöglichen. 

9.	 Für jeden Arbeitsplatz regelmäßig die gesetzlich 
vorgeschriebenen Gefährdungsbeurteilungen 
durchführen und dabei auch psychische Belas-
tungen in den Blick nehmen.

10.	Den Austausch sicherheitsrelevanter Informa-
tionen innerhalb einer Behörde und zwischen 
unterschiedlichen Behörden verbessern, um Be-
schäftigten Eigensicherung zu ermöglichen und 
sie besser zu schützen.

11.	Behördeninterne Maßnahmen umsetzen, die bei 
den Beschäftigten ein Bewusstsein für Gefahren und 
klare Verfahrensabläufe schaffen – z. B. regelmäßi-
ge Deeskalations- und Eigensicherungstrainings, 
technische Alarmsysteme, bauliche Schutzmaßnah-
men, Sicherheitspersonal, Schutzausstattung für 
Beschäftigte im Außendienst, standarisierte Mel-
deverfahren und Dokumentation – auch schon im 
Rahmen der Ausbildung und des Studiums.

12.	Hilfsangebote des Arbeitgebers/Dienstherren 
flächendeckend etablieren, um Beschäftigten 
nach einem Übergriff Anlaufstellen und An-
sprechpartner/innen vermitteln zu können.

13.	Verpflichtende Informations- und Schulungsan-
gebote zur Sensibilisierung von Führungskräften 
einführen.

14.	Evaluation und kontinuierliche Weiterentwick-
lung sowie Optimierung der Maßnahmen zur 
Chefsache machen. Gewalt am Arbeitsplatz darf 
kein Tabu-Thema sein, vielmehr muss es ein ge-
sellschaftliches Umdenken und eine Priorisierung 
in Politik, bei kommunalen Spitzenverbänden 
und Dienstherren bzw. Arbeitgebern geben.
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Fachgewerkschaften der dbb jugend nrw

ajk im vlbs Arbeitskreis junger Kollegen im vlbs NRW

BDR Jugend NRW Bund Deutscher Rechtspfleger NRW

BDZ Jugend Deutsche Zoll- und Finanzgewerkschaft

BSBD Jugend NRW Bund der Strafvollzugsbediensteten Deutschlands NRW e.V.

DJG-Jugend NRW Deutsche Justiz-Gewerkschaft NRW

DPVKOM-Jugend NRW Die Kommunikationsgewerkschaft NRW

DSTG Jugend NRW Deutsche Steuergewerkschaft NRW

GDL-Jugend NRW Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer – Bezirk NRW

GdS-Jugend NRW Gewerkschaft der Sozialversicherung NRW

junge lehrer nrw lehrer nrw

Junge Philologen im PhV NRW Philologenverband NRW

JUNGE POLIZEI NRW Deutsche Polizeigewerkschaft NRW

Junger DBSH NRW Deutscher Berufsverband für Soziale Arbeit e.V. NRW

Junger VBE NRW Verband Bildung und Erziehung NRW

komba jugend nrw Die Kommunalgewerkschaft NRW

NahVG-Jugend Region West Nahverkehrsgewerkschaft – Region West

VAB-Jugend Verband der Arbeitnehmer der Bundeswehr

VBB-Jugend Verband der Beamten der Bundeswehr 

vbba jugend nrw Gewerkschaft Arbeit und Soziales NRW

VBOB Jugend Verband der Beschäftigten der obersten und oberen Bundesbehörde

vdla-jugend nrw Verband der Landes-Beamten, -Angestellten und -Arbeiter NRW

VDStra-Jugend NRW Fachgewerkschaft der Straßen- und Verkehrsbeschäftigten NRW

VRFF Jugend Die Mediengewerkschaft
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